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Jnternationaler Sozialiſtenkongreß
am 6. Januar in Lauſanne.

Stockholm, 21. Dezember. Laut Socialdemokraten
erhielt Branting geſtern von Henderſon folgendes
Telegramm: Jch habe Vandervelde und Huysmans
mitgeteilt, daß die britiſche Partei eine inter
nationale Konferenz in Lauſanne wünſcht, die
etwa am 6. Januar eröffnet werden ſoll. Unſere Abordnung
iſt bereits auserſehen. Es wird zu ſpät für den Zuſammen
tritt des Bureaus. Falls der Exekutivausſchuß der Jnter-
nationale im Verein mit den Vertretern der internationalen
Gewerkſchaftsbewegung ſich weigern ſollte, die Konferenz ein
zuberufen ohne Bevollmächtigung durch das Bureau, ſo
ſchlage ich vor, daß Vandervelde, Thomas, Gompers und ich
ſelbſt unſeren Auftrag ausführen, der dahin geht, jene Or-
ganiſationen einzuberufen, die zu der interalliierten Sozia
liſtenkonferenz im Februar und September 1918 eingeladen
waren. Unter ſolchen Umſtänden ſchlage ich Jhnen vor, die
Neutralen einzuberufen, die Mittelmächte ſind da
von unterrichtet, daß ſie ſelbſt ihre Anordnungen ſreffen
ſollen. Huysmans ſollte Sekretär ſein und ſofort nach Lau
ſanne reiſen.

Der Vorwärts ſchreibt hierzu:
Die deutſchen Sozialdemokraten werden mit tiefer Ge-

Be dem an ſie ergehenden Rufe folgen. Vom erſten
Kri es e tliches Bemühener3; m. i C wiei beeren heben internationalen ſozialiſti-

n Beziehungen wieder anzuknüpfen und den Genoſſen des
uslands Rechenſchaft zu geben über ihre Haltung, die vor

keinem internationalen Tribunal der Welt zu vertreten ſie
die geringſte Scheu trugen. Wenn die überwiegende Mehr-
heit von ihnen die Kriegskredite bewilligte, ſo geſchah das
nicht, um mit jenen gemeinſame Sache zu machen, die an dem
Ausbruch dieſes furchtbaren Völkermordens ſo große Schuld
trugen und als ſein Ende eine deutſche Weltherrſchaft er
träumten. Sondern ſie taten es aus Liebe zu ihrem
eigenen Volke und aus Sorge, was aus ihm werden
ſollte, wenn ein fremder Sieger ſeine rauhe Hand auf ſeine
Schultern legte. Die Befürchtungen, die die deutſchen Sozial
demokraten hegten und die ſie veranlaßten, alles zu tun, um
in keiner Weiſe als Mitſchuldige einer deutſchen
Niederlage zu erſcheinen, ſind in mehr als dem er-
warteten. Maß durch das Treiben des fremdländiſchen
Jmperialismus gerechtfertigt worden. Kein ſozialiſtiſches
Ausland kann dem deutſchen Sozialdemokraten einen Vor
wurf daraus machen, daß er nicht ſein ganzes Vertrauen auf
die internationale ſozialiſtiſche Aktion zu ſetzen vermochte,
die das deutſche Volk im Falle einer Niederlage vor den
Folgen retten ſollte, welche ſeit je in der Geſchichte nach einer
Niederlage eingetreten ſind.

Es gibt nur ein Mittel, den deutſchen Sozialiſten zu
beweiſen, daß ſie Unrecht gehabt haben, es beſteht darin, daß
man ihnen ihren Jrrtum beweiſt. Nur dann war unſere
Haltung im Kriege nicht gerechtfertigt und dann wollen
wir es auch freudig eingeſtehen wenn es dem Sozialis-
mus in den ſiegreichen Ländern jetzt gelingt, über alle im-
perialiſtiſchen Tendenzen den Sieg zu erringen.

Die deutſchen Sozialiſten werden nach Lauſanne kommen
als Vertreter eines Volkes, das ſo frei iſt wie nur irgendein
anderes der Welt. Deutſchland hat ſich frei gemacht von
den Banden der Monarchie und des Militarismus, es ringt
jetzt darum, ſich auch von den Banden des Kapitalismus frei
zu machen, es geht auf dieſem Weg allen anderen
voraus. Unendliches hängt für die Zukunft des Sozialis-
mus davon ab, was aus Deutſchland durch den Frieden wer-
den wird.

Deutſchland vor dem Niedergang retten, mit dem es ein
Gewaltfrieden bedroht, heißt die ganze Welt, heißt den So-
zialismus retten. Dieſes Rettungswerk zu vollbringen,
muß die Aufgabe des internationalen Kongreſſes in Lauſanne
ſein. Wir kennen die ungeheuren Schwierigkeiten, mit denen
der Sozialismus in einem ſiegreichen Lande zu kämpfen hat,
aus eigener Erfahrung und würden darum den Erfolg der
Sozialiſten im anderen Lager deſto höher zu ſchätzen wiſſen.
Aber auch wenn ſie unterliegen ſollten, wird die erſte Wieder-
annäherung der Sozialiſten aller Länder ein freundliches
Zeichen für eine kommende beſſere Zukunft ſein. Wir ver-
trauen auf den Weltſozialismus, nicht des Bolſchewismus,
ſondern der friedlichen Arbeiterdemokratie, die früher oder
ſpäter kommen und aller Ungerechtigkeit zwiſchen den Völkern
ein Ende machen wird.

Beſchleunigung der Friedens
verhandlungen. n

chzug der Republikaner gegen Wilſonv 722 r h wird aus Waſhing-
erikani riedensabord-Feſte *i e Sei per der lrerhenktungen nach

Möglichkeit zu beſchleunigen. Um jede unnötige Verzöge-
rung zu vermeiden, ſollten alle Probleme, die nicht unmittel-
bar mit dem Abſchluß des Friedens im Zuſammenhang ſtehen,
von dem Verhandlungsprogramm ab getrennt und geſon-
dert beraten werden. Dieſe Fragen, die, wie der Völkerbund
und die Freiheit der Meere, von höchſter Wichtigkeit ſind, ſollen in
einer nach Beend. gung des Friedenskongreſſes ſtattfindenden
neuen internationalen Konferenz eingehend erörtert werden.
Authentiſche Nachrichten über die Stellungnahme Wilſons zu
dieſer Verhandlungsfolge liegen noch nicht vor. Jn diplomatiſchen
Kreiſen wird jedoch die Anſicht vertreten, daß die Verwirklichung
der den amerikaniſchen Friedensdelegierten zugeſchriebenen Beſtre-
bungen eine Annäherung an den Standpunkt der Republikaner be
deuten würde, weil dieſe ſich bereits ſeit der erſten Kongreßrede
Wilſons einer Verquickung der Beratungen über den Völkerbund
mit den eigentlichen Friedensverhandlungen widerſetzen.

Demokratiſche Wahlparole nur
gegen die Sozialdemok at e!
Das Berliner Tageblatt veröffentlicht heute einen kur-

zen Leitaufſatz Friedrich Naumanns über den Kern des
Wahlkampfes. Wir erfahren daraus, wo Naumann dieſen
Kern des Wahlkampfes für die demokratiſche Partei ſucht.
Er macht keine Umſchweife, ſondern ſagt gerade heraus, daß
die Gefahr, die zu bekämpfen ſich die demokratiſche Partei
mit aller Kraft anſchickt, die der ſozialdemokratiſchen Mehr-
heit in der Nationalverſammlung iſt. Wenn beide Flügel
der Sozialdemokratie zuſammen mehr als die Hälfte aller
Stimmen und damit aller Abgeordneten hätten, entſtände
die „Klaſſendiktatur des Proletariats“, und die ganze nicht-
ſozialdemokratiſche Bevölkerung ſei praktiſch ausgeſchaltet.
Erhalte dagegen die Sozialdemokratie nicht die Mehrheit,
dann werde ſie zwar auch an der Regierung bleiben, weil
angeblich die Demokraten nicht mit Zentrum und Konſer-
vativen zuſammen regieren wollen: aber für die Annahme
der Geſetzesvorſchläge ſei die Sozialdemokratie dann auf die
Stimmen der Demokraten oder der Zentrumsleute ange-
wieſen. Es beſtände alſo eine Abwehrmehrheit gegen „lebens-
gefährliche Eingriffe in das deutſche Volks- und Wirtſchafts
leben“. Mit dieſem Ziel vor Augen ſei die deutſche demo-
kratiſche Partei wahrhaft ſtaatserhaltend. Sie werde die
„Beſorgnis vor der Verwüſtung des deutſchen Wirtſchafts
und Staatslebens“ bannen.

So weit Herr Naumann. Sein Wahlaufruf beweiſt, daß
die Demokraten ihre Front nur gegen links nehmen, im
Ernſt nur die „Gefahr“ der ſozialdemokratiſchen Mehrheit
bekämpfen. Wir haben das von Jhnen nicht anders erwartet.

Fiſchbeck, Friedberg und Mugdan können gar keine andere
Politik treiben. Aber gegenüber den Aeußerungen einiger
Demokraten, die nicht erſt ſeit November Demokraten ſind,
und ſich trotzdem dieſer demokratiſchen Partei angeſchloſſen
haben, iſt es wichtig, aus Naumanns Munde zu hören, daß
die demokratiſche Partei ſich nicht als Hilfsſchar der Sozial
demokratie anſieht, das mit uns zur Sicherung der Revo-
lution und zur allmählichen Sozialiſierung des Wirtſchafts-
lebens zuſammengeht, ſondern gerade im Kampf gegen die
Sozialdemokratie ihre Hauptaufgabe erblickt.

Auf der Rückſeite derſelben Nummer des Berliner Tage-
blatts kann man einen Aufſatz des bekannten Rußland-
fkenners Hans Vorſt leſen, der betont, daß ſowohl Mehrheits-
ſozialiſten wie Unabhängige die aſiatiſche oder tartariſche
Methode der Wirtſchaftsferſtörung nach boſchewiſtiſchem
Muſſter ablehnen und nur plonmäßig vernunftgemäß ſoziali-
ſieren wollen. Trotzdem ſchreit Friedrich Naumann über
Verwüſtung des deutſchen Wirtſchaftslebens und loebens-
gefährliche Eingriffe! Und während die Sozialdemokratie
ſich freiwillig ihrer Herrſchaft durch Gewalt entäußert und
das ganze Volk zur Stimmabgabe aufruft, wehklagt Nau-
mann über die drohende Klaſſendiktatur des Proletariats.
Der Mann hat raſch gelernt, was er ſeiner Stellung als
Vorkämpfer der Bourgeoiſie gegen die Sozial-
demokratie ſchuldig iſt. Aber die Arbeiterklaſſe wird jetzt
wenigſtens dieſe „demokratiſchen“ Helden kennen.

Aeber die neue Reichéverfaſſung.
wird der Kölniſchen Zeitung berichtet: Es iſt in Ausſicht genom-
men, daß der künftige Präſi der deutſchen Republik direkt vom

lke gewählt wird und daß er ein rein parlamentariſches Miniſte
rium mit einem Reichskanzler an der Spitze zu wählen haben
wird. Jns Auge gefaßt iſt die Errichtung eines Staatenhauſes, ge-
bildei aus Vertretern der Bundesrepubliken. Die Zahl der Ver-
treter wird von der Größe der einzelnen Staaten abhängen. Grund-
ſätzlich ſei man über die Notwend gkeit der Beibehaltung der Bun-
desſtaaten einig, ebenſo aber über die Notwendigkeit der Verringe-
rung ihrer Zahl. Dieſe könnte dadurch herbeigeführt werden, daß
die kleinen Bundesſtaaten mit den ihnen zunächſt gelegenen, auf
die ſie wirtſchaftlich angewieſen ſind, vereinigt werden

Lehrerſchaft und Sozial
demokratie.
Von Fritz Kummer.

Der Leipziger Lehrerverein hat ſich in meh
reren Sitzungen mit ſeiner politiſchen Stellungnahme be
faßt. Die Frage ſtand ſo: Für die Sozialdemo-
kratie (Mehrheitspartei) oder für die Demokra-
tiſche Partei? Jn der mitunter bewegten Ausſprache
wurden über den Sozialismus im allgemeinen wie über die
ſozialdemokratiſche Partei im beſonderen Anſichten zum beſten
gegeben, die man eigentlich von Volksbildnern heute nicht
mehr erwarten dürfte, Anſichten, deren Schiefheit nur ihres-
gleichen fand in der übermenſchlichen Vertrauensſeligkeit in
die Lehrerfreundlichkeit der bürgerlichen Parteien.

Der Entſchluß hat nun freilich für die politiſche Praxis
geringe Bedeutung. Durch ihn wird ſich ſicherlich kein ein
ziger ſozialiſtiſcher Lehrer in ſeiner politiſchen Tätigkeit wie
in ſeiner Stimmabgabe beeinflußt fühlen, ſondern jeder wird
tun, was ihm ſeine Ueberzeugung gebietet. Bei dieſer Selbſt
verſt ndlichkeit braucht man ſich auch nicht weiter aufzuhalten,
Die Partei wahl indes heiſcht noch eine kritiſche Betrach
tung.

Zum erſtenmal kann die Lehrerſchaft jhre politiſche Stel
lungnahme un beeinflußt von außen oder oben trefſen, darf
ſie ihre Meinung frei äußern, vermag ſie ihre Beſchwerden
rückſichtslos darzulegen, ohne Maßregelung oder ſonſtige Nach
teile befürchten zu müſſen.

Wem verdankt ſie dieſe Errungenſchaften an Bürger
rechten in erſter Linie? Einer bürgerlichen Partei oder der
Sozialdemokratie? Der erſteren ſicherlich nicht. Deſſenunge-
achtet hat ſie ſich für eine bürgerliche Partei entſchieden, eine
Wahl, die nur Voreingenommenheit oder Unkenntnis der
Tätigkeit und Ziele der Sozialdemokratie erklären kann.

Bis zur Revolution ſeufzte die Lehrerſchaft, wie üb-
rigens auch die andern Staatsbeamten, in einer erniedrigen-
den Geiſtesknechtſchaft. Das Recht der freien Meinungs-
äußerung ward ihnen verwehrt, das Koalitionsrecht ſtand
für ſie bloß auf dem Papier. Selbſt in ihrer Freizeit durften
ſie nicht das tun oder glauben, was ihnen Neigung oder poli-
tiſche Anſicht vorſchrieb. Die Behörden beſtimmten ihre
Geiſtesrichtung, regiſtrierte ſie in der ſchwarzen Liſte Per
ſonag'akten und beſtrafte ſie im gegebenen Falle mit Ver-
weis, Rückſetzung und Maßregelung. Kurz, die Lehrer-
ſchaft hatte ſich eine Bevormundung, eine
ſchnüffelei, eine Knechtung gefallen zu laſſen, die ſich der
letzte Fabrikprolete energiſch vorbitten würde. Die Fabrik
arveiterſchaft konnte für ſich dieſe vormärzlichen Zuſtände
längſt beſeitigen, dank ihrer gewerkſchaftlichen und politiſchen
Organiſation, der Sozialdemofratie.

Die Sozialdemokratie hat vom Tage ihres Beſtehens an
ihrem Programm gemäß gegen jedes Ausnahmegeſetz, richte
es ſich gegen eine Klaſſe, Geſchlecht, Partei oder Raſſe ge
kämpft. Wo immer ſie in geſetzgebende Körperſchaften oder

Rathäuſer eindrang, hat ihre ganze Kraft den wirtſchaftlich
Schwachen und politiſch Unterdrückten gegolten. Was immer
und irgendwo für die Beſſerſtellung der Lehrer und ſonſtigen
Berufe geſchehen iſt, iſt zum beſten Teil, wenn nicht voll
ſtändig, der Sozialdemokratie zu verdanken. Wenn ſie darin
nicht noch erfolgreicher ſein konnte, ſo deshalb, weil ſie in
der Minderheit ſtand, weil eine Maſſe derer, die ihrer wirt-
ſchaftlichen Stellung nach zu ihr gehören, verblendet genn
waren, ſich von ihr fern zu halten, wenn nicht gar ſie ne
zu bekämpfen. Als es ſich um Befreiung des Lehrers und
der Schule aus der Vormundſchaft der Geiſtlichkeit, um Be-
ſeitigung reaktionärer Schulgeſetze, um neuzeitliche Umwand-
lung des Unterrichtsweſens, um angemeſſene Bezahlung und
Penſionierung der Lehrerſchaft handelte, ſtand die ſozial-
demokratiſche Partei nahezu immer ganz allein, wie die Ver
handlungen des Reichstages, der Landtage, der Stadtparla-
mente unwiderleglich beweiſen. Von bürgerlichen Parteien
wurde ſie nur ſelten und dann recht zaghaft unterſtützt, zu
nächſt aber mit allen Mitteln bekämpft.

Zu was übrigens noch bei dieſen allbekannten Binſen-
wahrheiten, die niemand zu beſtreiten wagen kann und nie-
mand zu widerlegen vermag, weil ſie nicht widerlegt werden
können, noch länger verweilen, wo die gegenwärtige Stunde
Tatbeweiſe in Fülle dafür erbringt, daß die Sozialdemokratie
die ehrliche Freundin der Freiheit und Wohlfahrt aller Schich-
ten des arbeitenden Volkes iſt?

Die Revolution brachte die Sozialdemokratie zur Macht.
Sie iſt Regierung geworden. Zu ihren erſten Taten zählt
die Abſchaffung der Ausnahmegeſetze, die Beſeitigung de
Belagerungszuſtandes, der Zenſurſchmach, des Verſamm-
lungsverbotes. Dann führte ſie den Achtſtundentag, die Er
werbsloſenunterſtützung, den Arbeiterſchutz uſw. ein.
einem Federſtrich hat ſie dem ganzen Volke volle Freiheit

Geſinnungs



Bürgerrechte verſchafft. Die Lehrer dürfen nun in ihrer
eit tun, was ihnen beliebt, können ihre Meinung un

rgt und deutlich ſagen als auch ihre Intereſſen vertreten,
irgendwelche Nachteile befürchten zu müſſen. Mit einem

rt, die Lehrer ſind frei und gleichberechtigt geworden
darch die Sozialdemokratie.

es alles Dir reſſierte nicht a n, a in das rotegeſpenſt heraufzubeſchwören. Sie wird den Lehrern und
ſonſtigen Beamten vordichten, die Sozialdemokratie beab-
ſichtige den Abbau der ohnehin meiſt er

ehälter, die Verminderung der Penſion und eine Beein-
ttächtigung des Kündigungsrechtes; ja, ſie werde ſogar ihre
Macht dazu gebrauchen, daß die Beamten ihren Hausrat, ſelbſt

n Jnhalt ihres Kartoffelſackes und den Betrag ihres Spar-
kaſſenbuches mit den Arbeitern teilen. Blühender Unſinn,
wird man ſagen. Gewiß, allein daß er noch geglaubt und
ällen Ernſtes wiederholt wird, laſſen Aeußerungen von Leh-

ern en greſ Wien r W derapitaliſtiſchen Preſſe dem unſchuldigen Gemüt Angſt vorder Sozialiſierung der Produktion gemacht. Faſt noch mehr

als die Jnduſtriearbeiterſchaft haben die Feſtbeſol-
deten, alſo die „genauen Steuerzahler“, deren Gehalts-
aufbeſſerung weit hinter der Preiserhöhung zurückgeblieben

Urſache, die Sozialiſierung zu begrüßen und mit allen
zu fördern. Nur Unkenntnis der Sache kann ſie

anders wollen heißen. Denn nur durch ſie, nur durch die
rationelle Ausnutzung des Bodens, durch großzügige, plan
mäßige, wohldurchdachte Vergeſellſchaftung der Warenerzeu
lng, das iſt durch eine ſolche Organiſierung der Produktion

d des Transportweſens auf ſtaatlicher Grundlage, die die
ergeudung von Rohſtoffen, Zeit und Menſchenkraft unter-
ndet, iſt die Ausſicht gegeben, die ungeheuren Steuerlaſten

tragen. Es gibt keine andere Möglichkeit für die Rettung
s deutſchen Volkes. Es gibt kein anderes Mittel, die Kriegs-

oſten abzutragen und die Summen aufzubringen, die eine
irkſame Bevölkerungspolitik und Sozialpolitik heiſchen.

Die Sozialdemokratie iſt die einzige Partei, die eine Erlöſung
von der tauſendfältigen Not weiß und ſie allein hat die Kraft,

Weitblick und die Entſchloſſenheit, die Erlöſung zu voll
ringen. Man verſuche einmal, fich vorzuſtellen, welches das

Schickſal des deutſchen Volkes geweſen oder geworden wäre,
nun es bei dem Zuſammenbruch des fluchbeladenen Obrig-
sſtaates keine Sozialdemokratie gegeben hätte. Welche
rtei hätte den Mut, die Macht und Entſchloſſenheit mit

dem unerläßlichen Vertrauen gehabt, die Regierung in der
ſten Stunde des deutſchen Volkes zu übernehmen? Die

ialdemokratie hat ſich dadurch, daß ſie in der Breſche feſt
d, als alles ſtürzte oder nur an die eigene Rettung den

davonfleuchte, ein unvergängliches Verdienſt erworben.
Wie bislang bloß das Proletariat dankend und hoffend zu
ihr aufblickend ihrer Fahne folgte, ſo müßte es jetzt das
anze Volk tun. Und beſonders auch die geſamteLe drerſchaft

Die Lehrerſchaft indes hat ſich nicht für die So-
gialdemokratie, ſondern für die Demokratiſche Partei ent-

den. Hat dieſe Partei irgendetwas getan, was dieſe
rtrauenskundgebung der Lehrer rechtfertigte? Nichts,

rein gar nichts, denn ſie beſteht ja erſt ſeit einigen Tagen.
Fort vielleicht die unter dem Palladium „Demokratiſche

rtei“ zuſammengekommenen politiſchen Richtungen, die
nationalliberale oder die fortſchrittliche Partei? Für die
nationalliberale Partei, auch Fraktion Dreh-ſchei be genannt, der Vertretung der Schwerinduſtrie, des
rückſichtsloſen Ausbeutertums, wird wohl von vornherein
darauf verzichtet werden, den Beweis dafür zu führen, daß
die Lehrer an ihr keine Stütze fanden. Und die Fort
ſchrittler? Sie waren in etlichen Landtagen einfluß-
reich, in vielen Stadtparlamenten hatten ſie die Herrſchaft.
Aber auch ſie haben wenig oder nichts, jedenfalls gänzlich
Unzulängliches für Schule und Le verſchaft getan. Und das
wenige wäre nicht einmal zuſtande gekommen, wären ſie nicht
von den ſozialdemokratiſchen Abgeordneten angetrieben wor-
den. Dies bezeugt eine Betrachtung ihrer Tätigkeit in den
jogenannten liberalen Stadtverwaltungen.

Gewiß wird man einwenden, das alles iſt ſo uneben nicht.
Aber dies war nur in vergangenen Tagen ſo. Nun aber
haben ſich Nationalliberale und Fortſchrittler vereinigt, be-
kennen fich nun zur „Demokratie“, wie ihr Name zeigt,
und werden eine volksfreundliche Politik machen, wie ihr
Programm erkennen läßt. Wer ſo ſpricht, iſt von einer
öttlichen Glaubensſeligkeit befangen. Parteiverſchmelzung,

Namensänderung und Programmverbeſſerung mahnen eher
an die Gewondtheit eines bankrotten Geſchäftshauſes, das
ſich ein neues Schild machen läßt, um den ſchlechten Ruf ver
geſſen zu machen.

Die Revolution ſchlug das morſche Schiff aller bürger-
lichen Parteien in Trümmer. Um ſich vom gänzlichen Unter-
gang zu retten, greifen ſie nach dem ihnen tragbar erſcheinen-
den Rettungsring Demokratie. Aber es greifen
mit einemmal zu verdächtig viel Schiffbrüchige, die Fort-

rittler, Nationalliberale, Konſervative und Gottesgnaden-
mler nach dem Rettungsring, als doß er ſie über Waſſer
ten könnte. Alle dieſe Schiffbrüchigen haben nicht die

Demokratie gewählt, um ſie zu ſtützen, ſondern um ſich von
ihr ſtützen, emportragen, am Leben erhalten zu laſſen.

Dieſe Tatſachen ſcheinen ſich die Lehrer, als ſie über dieWahl einer Partei entſchieden, nicht ausreichend vergegen-
wärtigt zu haben. Mögen ſie ſie am Wahltag, bei der end

igen Entſcheidung, beherzigen. Dann wird die Entſchei-
ung nicht ſchwer fallen. Sie kann nur für die Sozigldemo-

ie ausfallen.

Mehr Berückſichtigung der
Wohnungs- und Siedlungsreform.

Die Revolution hat mit einem gewaltigen Ruck die Reform
unſerer ſozialen Verhältniſſe ganz in den Vordergrund des Jnter-

a und Sozialiſierung der Betriebe, Reform der Lohn
nd Arbeitszeitverhältniſſe und dergleichen mehr ſind das Feld-

rei. Die gegenwärtigen Wohn und Siedelungsverhältniſſe
ſchwer auf den Volksmaſſen, ihre gründliche Umänderung

de eine ſtarke Erleichterung bedeuten. Dieſe Reform hat den
daß ſie in ziemlich bedeutendem Umfange ohnedies kommen

nun die im Gefolge des Krieges eintretende große Umſchich
tung unſeres Volkes die Schaffung zahlreicher neuer Wohnungen
und Anſiedelungen nötig macht und hierbei natürlich auf Schaffung
deſſferer Verhältniſſe hingearbeitet werden wird. Sie hat aber
eiter auch den Vorzug, das Nationaleinkommen in gewiſſer Rich-

beträchtlich zu mehren, denn moderne, nach Reformgeſichts
nommene Siedelung heißt Siedelung mit Nutzgarten

Bodenkultur und erſchließt dadurch dem einzelnen wie der
erheblich neue Hilfsquellen. Alſo: mehr Berückſich

tigung der n und Siedlungsreform bei den gegenwärtigen
ſehen Umwälzungen.

Zur Frauenagitation.
Frauen in die Rationalverſammlung.

Die Frauen haben das Wahlrecht zur Nationalverſamm
lung. Von der Nationalverſammlung wird entſchieden werden über das Frauenwahlrecht der n Die e
rauen 3 am 19. er 1910 iſtiſch wählen, ſonſt

gen ſie ſelbſt um Rechte.
Die Sozialdemokratie hat den F auen das W hlrecht gen; bringen die deutſchen Frauen keine ſeialdemotranſs

r Nationalverſammlung, dann haben ſie ein
mal geDie Herren, die den Frauen vor der Revolution keine

Rechte geben wollten, werden ſie ihnen ſofort entziehen oder
ſtark kürzen, wenn ſie die Macht dazu bekommen. Dieſe
Macht dürfen die Frauen ihnen nicht geben.

Die Frauen ſind wählbar. Das entſpricht dem Grund
ſatz der Demokratie. Unſere beſten, bewährteſten und tüch-
tigſten Genoſſinnen müſſen gewählt werden. Die ſozial
demokratiſchen Frauen wollen nicht herrſchen, wollen im
politiſchen und wirtſchaftlichen Leben nur neben den Män-
nern ſtehen, mit ihnen beraten und beſchließzen. Ein Nur-
Männer Parlament darf nicht mehr über die Zukunft des
ganzen Volkes entſcheiden. Bei der Frage des Frauenſtimm-
rechts der Zukunft müſſen die Frauen direkt mitentſchei-
den können.

Dann werden ſie zum Wohle des ganzen Volkes Ge
legenheit haben, an der Erfüllung der großen Zukunftshoff
nung des Proletariats, am Sozialismus mitzuwirken.

Marie Juchacz.
An die Hausfrauen.

Das Wahlrecht zu den Nationalwahlen iſt den Frauen durch
die Regierung gewährleiſtet. Nun kommt es darauf an, daß jede
einzelne ſich ihrer Wahlpflicht bewußt wird. Vor allem andern
gilt den Hausfrauen dieſe Mahnung. Die Schweſtern in der Fabrik,
im Kontor, im Laden, in der Werkſtatt haben bereits zum großen
Teil zu den Betriebsausſchüſſen, zu den Arbeiterräten gewählt. Sie
wiſſen, daß ſie die Leute ihres Vertrauens in die Geſetzgebung ent-
ſenden müſſen, wenn ihre Intereſſen vertreten werden ſollen. Die
Hausfrauen haben durch die Wahl zum Nationalrat zum erſtenmal
Gelegenheit, ihren Willen kundzutun und einen Einfluß auf die
Geſetzgebung auszuüben.

Die Frau, welche ſich bisher nur um ihren Hausſtand, um das
Wohl der Familie zu ſorgen brauchte, hat es leichter gehabt, als
die erwerbstätige Frau und Mutter, und dennoch war auch ihr
Leben in dieſen Kriegsjahren hart und überſchwer, und manche hat
es gedacht und ausgeſprochen: wenn die Frauen mitbeſtimmen
könnten, dann wäre manches anders und beſſer. Beſonders trifft
dies für die Lebensmittel- und Bekleidungsverſorgung zu.

In unſerem neuen Staat ſollen nun die Frauen mitbeſtimmen.
Darum iſt es notwendig, daß ſich auch alle Hausfrauen um die
Politik bekümmern. Sie müſſen bei den Nationalwahlen der
Partei ihre Stimme geben, welche für die geordnete, aber unbe
dingte Ueberführung der kapitaliſtiſchen in die ſozialiſtiſche Wirt
ſchaftsweiſe eintritt, welche uns Freiheit und Brot fichert, einer
Partei, welche Männer und Frauen des werktätigen Volkes in Ge
ſetzgebung und Reichsregierung entſendet. Dies iſt die alte ſozial
demokratiſche Partei Deutſchlands (Mehrheitspartei), Sie hat prak
üſch gearbeitet für den Frieden, praktiſch gekämpft gegen den
Schleichhandel und praktiſch gearbeitet für eine beſſere Verſorgung
der Allgemeinheit.

Jhre Regierung wird dafür ſorgen, daß wir geordnet durch die
ſchwere Zukunft kommen. Darum müſſen die Stimmen der

Frauen, auch der Hausfrauen, bei den Nationalwahlen der ſozial
demokratiſchen Partei Deutſchlands gehören.

Klara Bohm-Schuch.

Die Gleichheit
iſt die Zeitung der ſozialdemokratiſchen Frauen. Sie informiert die
intereſfierten Genoſſinnen über die Fragen des öffſentli Lebens,
die die Frauen beſonders angehen, und beleuchtet die politiſchen Tages
fragen vom Frauen ſtandpunkt; ſie ſucht die großen Zeitprobleme unter
Mithilfe der im proktiſchen Leben ſtehenden Genoſſinnen und Genoſſen
zu löſen. Darum muß aber auch die Gleich heit von den Frauen

leſen werden, die den Wunſch haben, ſich mit der ozigidemokrotiſchen
e Weg ihrer Behandlung der Frauenfroge bekannt und vertraut

zu machen.
Nr. 5, 6 und 7 der Zeitſchrift entholten aktuelle Beiträge führender

Genoſſinnen Sie ſind daher auch ganz beſonders für die Wahl
propaganda unter den Frauen geeignet und ſoſſten in jeder Verfamm
lung, nicht nur in Frauenverſammlungen, zum Kauf angeboten werden.

Die Gleichheit iſt aber auch durch ihre vortrefflich geleitete
Kirderbeilege ein hr wertvolles Hilfsmittel bei der Erziehung unſerer
Kinder Größere Beſtellungen von Organiſationen für di Propaganda
ſind an den Verlag J. H. W. Die
Kreuzbandbeſtellungen (pro HOuartal 145 M.). Durch die Poſt be
zogen koſtet die Gleichbeit vierteljährlich 95 Pf. ohne Beſtellgeſd. Sie
erſcheint alle vierzehn Tage. Die Expedition der Freien Preſſe
nimmt Beſtellungen entgegen

Die Pflicht des Siegers.
Die ausgeſprochene Abſicht der Entente, Deutſchland mit Le

bensmitteln zu unterſtützen, wird von der Ententepreſſe wie ein
einzig daſtehender Akt der Großmut und Gnade gefeiert. Nügtzlich
iſt es da, die Entente daran zu erinnern, wie die Deutſchen das
gle che mit großmütiger Bereitwilligkeit den Franzoſen getan haben,
indem ſie im Februar 1871 nach der Kapitulation von Paris die
ausgehungerte Bevölkerung der franzöſiſchen ſchnellſtens
und reichlich mit Lebensmitteln verſahen. Jules Favre geſtand
beim Zuſammentreffen mit Bismarck dieſem unumwunden, daß
man mit der Kapitulation der Hauptſtadt zu lange gewartet habe,tatſächlich b s zur völligen Erſchörſung der Lebensmittel, ſo daß

die Bevölkerung unmittelbar vor einer Hungerkataſtrophe ſtehe,
wenn der Sieger nicht von ſeinen Vorräten Unterſtüzung ge
währe. Bismarck war ſofort bereit und wandte ſich an Moltke, der
die Generalintendantur der Armee anwies, unverzäüglich die irgend
entbehrlichen Vorräte der Truppen an Par's abzugeben und die
beſchleunigte Heranführung von lebendem Vieh und weiteren Vor
räten zu veranlaſſen. Der Generalintendant derfügte, daß jedes
Korps ſofort 1000 Zentner Mehl abgeben müſſe. Köni ilhelm
gab den ausdrücklichen Befehl, die für Paris beſtimmten Transport
züge ohne Aufenthalt mit Gewährung jeder Erleichterung ſofort
paſſieren zu a Dadurch wurde ertreicht, bereits wenige
Tage nach dem Abſchluß des Waffenſtillſtands 17 Zentner Mehl
und 9000 Zentner Reis auf den Bahnhöfen Conceſſe, Goufſain
ville und Mitry für die Pariſer bereitſtanden. Jm Vergleich mit
Deutſchlands heutiger ſchwerer Lage war die damalige Not der Pa
riſer verhältnismäßig leichter und vor allem ein kurgzfriſtiges Un
glück. Denn ſchon während der Belagerung hatte die neue fran
zöſiſche Regierung die Herbeiführung von, räten über Dieppe
veranlaßt. Es kam für die Deutſchen m. darauf an, den Pariſern
bis zur Ankunft der Vorrähe durccäderäen-

Stuttgart, zu richten, ebenſo W

Die Franzoſen gegen den Weinwucher.
Karlsruhe, 23. Dezember. Wie der Volls berichtet, hat

der franzöſiſche Oberkommandant daß 150 000 Liter
Wein in der Rheinpfalz zur Verfügung geſtellt werden, und zwar
das Liter zu 1.50 M., die Mark zu 75 Zentimes vewertet. Jeder
Soldat der franzöſiſchen Beſatzungstruppen erhält aus den zu
requirierenden täglich ein Liter Wein (Rot oder Weiß.
wein), welcher teil der Verpflegung gilt.
Die Bremer Bürgerzeitung durch den

A. u. G.-Rat überfallen.
Aus Bremen, 21. Dezember, wird gemeldet: Heute morgen

gegen 10 Uhr erſchienen auf der Redaktion der Bremer Bürger
Zeitung Mitglieder des Arbeiter und Soldatenrats mit Waffen
und szwangen die Redakteure und den Verlagsdirektor, die Ar-beit niederzulegen. Vorläufig beherrſcht die Redaltion der un
abhängige Sozialdemokrat Klawitter.

Vor ungefähr 14 Tagen hat der Soldatenrat erklärt, daß
er jedem Gewaltſtreich W die Bürgerzeitung ſich widerſetzenwürde. Und nun hat ſich der Arbeiter und Soldatentat ſelbſt
zur Verübung dieſes Gewaltſtreiches hergegeben. Eine Anzahl
unverantwortlicher Perſonen waren am 1 ohne Zutun der
Parteileitungen zuſammengekommen und hatten den Ueberfall vor
bereitet. Die „Verſammlung“ hatte die Politik der t
Wage aufs ſchärfſte verurteilt und vom Soldatenrat den Rauh

i Zerkung die nun unter einem anderen Titel erſcheinen ſoll,
erlangt.

Gegen das Getobe der ſpartaziſtiſchen
Komödianten.

Die Folgen des Hyperradikalismus ſind überall dieſelben. Die
Verſammlungsfreiheit wird vom Radikalismus in einer Weiſe ausge
lezt, durch die dieſes politiſche Grundr:cht völlig vernichtet wird. Das
nächſte Beiſpiel dafür haben wir ja in Leipzig, wo unter dem unab.
hängigen Terror die Verſammlungsfreiheit für Porteien, die den Un
abhängigen mißliebig ſind, geradezu in e geſtellt ſcheint. So iſt
es auch in München Hier haben ſchon längſt die Anhänger des
Spektakelbundes durch ihre Radaupolitik die Unabhängigen zurückge-
drängt. Die bürgerlichen Parteien richteten an die Regierung eine
gern in der ſie unter Hinweis auf die Ereigniſſe der letzten
Z'it feſtſtellen, daß die Preßfreiheit bedroht werde, von Verſammlungs
freiheit nicht mehr die Rede ſei und die Wahlfreiheit auf dem Spiele

Miniſterpräſident Eis ner, der ſich ſchon zu einer Verurteilung
s Treibens der terroriſtiſchen Elemente genötigt ah, nahm nun, nach

dem er ſchon wiederholt zur Mäßigung gemahnt und ſtrenges Vor-
herey gegen Ausſchreitungen angekündigt hatte, in einer Ver mmlung
er Spartakusleute Gelegerheit, mit aller Entſchiedenheit vor dem

Spiel mit dem Feuer zu warnen. Eisner rief der Verſammlung zu
z Aufklärungsarbeit iſt ſchwieriger als das Gelobe von Komödianten,
die den billigen Beifall der großen Menge erhaſchen wollen. Ich warne
Sie. Wir rn unter uns die Reaktion, und iſt erſt Blut gefloſſen,
o iſt das das Ende der Revolution. Wie man heute von einem

ſſenſtreik ſprechen könne, iſt mir unverſtändlich.“ Eisger wurde je
doch ni ſchrien; er verließ das Lokal mit der Erklärung, daß er

den Radau nicht kämpfen könne. Nun kann der böſe Zauber-ehrling Eisner die Geiſter nkht bannen, die er gerufen hat! Er hat

vor der Tollheit der ſpartaziſtiſchen Komödianten das Feld räumen
müſſen. Wenn er aus den Vorgängen nicht entſchloſſen die richtige
Lehre zieht, dann wird der Wahnſinn die ganze Revolution, wie er
ſelbſt einſieht, verſchlingen.

Tſchechiſche Gefahren an der
ſächſiſch-böhmiſchen Grenze.

Aus Dresden wird berichtet: An der ſächſiſchen Südoſt
grenze ſind, wie der Dresdner Anzeiger meldet, auf Veranlaſſung
dort weilender franzöſiſcher Cffiziere größere tſchechiſche Truppen
verbände mit allerhand Kriegsgerät und in Reichenberg in Böhmen
eine auffallend große Menge tſchechiſche Eiſenbahner zuſammen
gezogen worden. Man kann dieſe Anzeichen, die durch Aeußerungen
der dort weilenden franzöſiſchen Cffiziere noch erhärtet werden,
nur ſo deuten, daß eine Beſetzung ſächſiſcher Gebietsteile bereits
beſchloſſene Sache iſt.

Die Lage auf dem Kohlenmarkt gibt zu den ſchlimmſten Be
fürchtungen Anlaß. Für Sachſen fehlen im November 380 000
Wagen zu je 10 Tonnen und für Dezember wird mit noch grö-
ßeren Ausfällen gerechnet werden. Es iſt mit einem völligen
Stillſtand der Induſtrie innerhalb 14 Tagen zu rechnen, wenn
nicht eine erhebliche Steigerung der Le ſtungen der Belegſchaften
der Kohlenbergwerke oder ihrer Zahl gelingt. Weiter ſteht eine
weſentliche Erhöhung der Kohlenpreiſe bevor.

Daß die Lage an der ſächſiſch-böhmiſchen Grenze für Sachſen
außerordentlich kritiſch iſt, unterliegt keinem Zweifel. Namentlich
unſere Erwartungen auf die tſchechiſchen Kohlenlieferungen, auf
die unſere Jnduſtrie angewieſen iſt, werden wir außerordentlich
zurückſchrauben müſſen. Immerhin dürfen wir hofſen, daß die
Meldung wegen einer Beſetzung ſächſiſchen Gebietes übertrieben
iſt, obwohl die Bewegung unter den Wenden in der Lauſitz auch
hier Anlaß zu allen Befürchtungen gibt.

17

Ueberſehen darf aber auch nicht werden, daß die Lauſitzer
enden immer offener für ihre Sonderbeſtrebungen agitieren und

mit den Tſchechen Verbindung ſuchen. Der frühere wendiſche
Landtagsabg. Barth, der ſich in einer der letzten Sitzungen des Land
tages die Wenden in deren Namen gegen den Verdacht eines Los
löſung der wendiſchen CEebietsteile von Sachſen verwahrte, fordert
jetzt die Entſendung eines eigenen wendiſchen Vertreters zur Frie
denskonferenz.

Sozialiſierung der Wirtſchaſt
und Demokrat e.

In einer Volksverſammlung der Unabhängigen in Berlin ſogte
der Referent Dr. Neſtriepke unter anderem: Die revolut'onäre
Umwälzung hat ſich vollzogen, als unſer Wirt chafteleben zuſammen
gebrochen war. Das erſchwert natürlich die Sozialiſierung, die ſelbſt
unter normalen wirtſchoftlichen Verhältniſſen nur allmählich und nach
einem weohlüberlegten Plan vor gehen kann. Noch iſt nicht das

nze Wirtſchaftsleben für die Sozſaliſierung m. Auch die Groß
zobe, bei denen ſchon jetzt ine gewiſſe Reife beſteht, können nicht

von heufe auf morgen ſozlolifſert werden. Die Betriebe dürfen ſeht
keinen Augerblick ſtillſtehen, denn wir ſind nur auf die inländiſche
Produkt'on angewieſen. Dem ſchnellen Gong der Sozialiſierung ſteht
auch die Tot'ache ertgegen, daß wir in unſeren R nur ſehr
wenige Kräfte hoben, die fähig ſind, einen Großbefrieb zu ſeiten.
Man darf alſo bei der Soz'aliſierung nicht zu ſtürmiſch und nicht ins
Blaue hinein r Aber die revolutionären Gewalten, die jeßt
die Macht in den Händen haben, müſſen zeigen, daß es ihnen ernſt
iſt mit der Sozioliſſerung. Sie darf nicht bis nach der Nationalver-
ſammlung verſchoben werden. Auch wir müſſen bei der So rung
mithelfen, aber nicht ſo, daß die Arbeiter in den Betrieden Unter
nehmer einfach an die Luft ſetzen und den Betrieb ſelbſt über
nehmen. Das ſchließt jedoch nicht aus, daß ſich die Arbüer jetzt ſchon
mehr Recht und höhere Löhne ſichern.

Zur Frage der Nationalverſammiung ſagte der Redner: Wir wollen

r e W Demok den die 257 ivon jeher eingetr' ten. t fürchten der bürgerlichen Partie ni S a ſicher, daß v Reſſondleerſemnium

eine ſozialiſtiſche Mehrheit bekommen wird. Wir können
zu der auf Grund der Demokratie gewählten Nationalserjammlung
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mindeſtens dasſelbe Vertrauen wie Räteſyſem.Dir wäſſen d den Wogen in den Rechnet on
ſammengehen, unſere Kräfte im Kampf un
lichen Ge on r. We
len wir über den Gegen'ätzen, die üns von den
rennen, nicht vergeſſen.

Es gibt zweierlei Unabhäüber ein d e e Bee ſt de i
ist die mich i s wiſſen, und nur ure
ordern, und von Demokratie eine Auffa ung

atie i t ſchlägt. di le te e n eſer letzteren e Unabhängige ge

(Amtlich.) Verlin, 21. Dezember. Der Zentralgat ber deut
ſchen ſozialiſtiſchen Republik hat ſich konſtituiert und die Geſchäfte
für das Reich Preußen übernommen. Sein Burean befindet ſich
vorläufig im Herrenhauſe, Leipziger Straße. Der Voſzugsrat der
A. und S.-Räte Groß-Verlins führt die Geſchäfte der Groß Ber
liner Angelegenheiten im Abgeordnetenhauſe weiter. Alle Voll
machten und Legitimationen, die vom Vollzugsrat ausgeſtellt ſind,
verlieren am 28. 12. ihre Gültigkeit. Die Vollmachten für die An
gelegenheiten ded Reiches und Preußen werden vom Zentralrat
der Republik, neue Vollmachten für Groß- Berliner Angelegenheiten
vom Vollzughrat der A. und S.-Räte GroßBerlin ausgeſtellt.

Berlin, 21. Dezember 19186.

Der Zentralrat der a e ſozialiſtiſchenRepubl
Max Cohen. Herm. Müller.Die A.- und S.-Räte Große Berlin.
Rich. Müller. Molkenbuhr.

kundgebungen des Rud. Vab Lehzig

Bekanntmachung
Die Verfügung des ſeinerzeitigen kommandierenden Generals

vom 11. Oktober 1915 betr.
1. Poſtlagernde Sendunge3. a hrgandisnns 58 L eſenduagen an Perſonen in Gaſt

en,
wird hiermit aufgehoben.

Leipzig, den 21. Dezember 1918.
Arbeiter- und Soldaten rat 19. A.-K.

Schöning.

Bekanntmachung.
Lonſerez der Arbeiter und Solbatenräteer Kreishauytmannſchaft Leipzig.
Sonntag, den 29. Dezember, mittags 1 Uhr, im Volkshaus,

Gefellfchaftsſaal.

Tagesordnung
1. Stellungnahme zu den Wahlen zur RNationalverſammlung.
2. Kandidatenfrage.
Die Zahl der Delegierten bleibt den einzelnen Ortes über

laſſen. Die Delegationskoſten ſind von den entſendenden Orten zu
tragen.

Schöning.Seger.
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Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Gewählte Frauen.
Bei der Mitteilung der Ergebniſſe der erſten Wahlen im

revolutionären Deutſchland auf dem Rätedongreß erſcholl bekannt-
lich der Zwiſchenruf: Wieviel Frauen ſind gewählt? Für die am
vorigen Sonntag durchgeführten Stadtwahlen in Braunſchweig
können wir dieſe Frage beantworten. Gewählt wurden auf der
Liſte der Sozialdemokratie Frau Guſta Friedrich, auf der Liſte
der Unabhängigen Frau Böhm und Frau Graf, auf der Liſte der
demokratiſchen Volkspartei Fräulein Oden und auf der Liſte der
deutſchnationalen Volkspartei Frau Profeſſor Göze. Wie man
ſieht, hatten ſich alle Parte en beeilt, Frauen an gute Stellen in
ihre Liſten zu ſetzen, um ſich dadurch Frauenſtimmen zu ſichern.

Das preußiſche Wahlge“etz
zur preußiſchen Nationalverſammlung wird noch heute verabſchiedet
und veröffentlicht werden. Es ſieht 28 Wahlkreiſe mit 401 Ab-
geordneten vor.

Verbindung der Wahlliſten.
In der Freiheit tritt ihr Redakteur Reſtriepke mit großer

Wärme für die Verbindung der Wahlliſten der beiden ſozial
demokratiſchen Parteien ein. Keine der ſozialdemokratiſchen Rich
tungen würde ſich damit das geringſte vergeben. Es brauche kein
gemeinſamer Wahlkampf ſtattzufinden, die Gegenſätze brauchten
nicht vertuſcht zu werden, die Anhänger jeder Partei brauchten nur
für Kandidaten ihrer Partei zu ſtimmen, und die Vorteile der Ver
bindung kämen beiden Richtungen gleichmäßig zugute. Theoretiſch
beſtünde die Möglichkeit, durch dieſe Liſtenverbindung 74 Mandate
e die beiden ſogialdemokratiſchen Parteien mehr zu erobern, als
ohne

Die Sogialdemokratie wird ſicherlich dieſer Liſtenverbindung
gern zuſtimmen.

Einiqung in der Ausübung der Kommandogewalt.
Die zwiſchen dem General Gröner namens der oberſten

Heeresleitung und dem Rat der Volksbeauftragten geführten Ver
handlungen über die Beſchlüſſe des Rätekongreſſes betreffend die
Ausübung der Kommandogewalt haben zu einer Verſtändigung ge
führt. Die Einzelheiten der Verſtändigung ſollen in kurzer Friſt
bekanntgegeben werden.

Der Nachfolger Solfs.
Dos Wiener Tageblatt äußert ſich

der Volksbeauftragten ei Wahl getroffenr

rr. nren Dipiomat DeutſchE der d erprodien h t aDemonſtration der Kriegsbeſchädigten.

und der

b n e n e ennoch nicht ausgezahlt. Die ehe e e

Berſtaatlichung der elektriſchen Stromlieferung.
Wie die Badiſche Lande n hört, hat die Badiſche Vor

läufige Volksregierung beſchloſſen, den Vertrieb des Murg
werkſtromes nicht der ttelbadiſchen Geſellſchaft beſtehend
aus den Städten Karlsruhe, Bruchſal, Raſtatt und drei Privat-

ſellſchaften) zu übertragen, ſondern ihn durch den Staat
el bſt zu beſorgen.

Arbeitsloſenunterſtüzung Arbeitspflicht.
Daß das Problem der Arbeitsloſenverſicherung mit der Feſt

legung einer gewiſſen Arbeitspflicht eng ngt, darüberherrſcht unter den Kennern dieſes Gebietes Uebereinſtimmung Die

etzt eingeführte Erwerbsloſenunterſtützung findet eine gewaltige
Arbeitsloſigkeit vor. Finangpolitiker ſtellen ſchon heute feſt, daßihre St rung finanziell ruinös wirken würde, wenn man nicht

einen gewiſſen Arbeitszwang feſtlege. Die Schwierigkeit liegt
darin, daß die Arbeitsloſen der Großſtädte ſchwer zu bewegen find,
auf dem Lande ſich bietender Arbeits nachzugehen.
Dieſer Umſtand und die hohen finanziellen Laſten, die die Ar
beitsloſigkeit mit bringt, laſſen es e erſcheinen, die
Erwerbsloſen Unterſtützung aufrechtzuerhalten, ohne auf der an
dern Seite die Arbeitspſlicht ſgſedig oder im Verordnungswege
feſtzulegen. Da die Erwerbsloſen- Unterſtützung aufrechterhalten
werden muß, wird eine Verordnung ergehen, die die Zahlung der
Erwerbsloſen Unterſtützung in den en in denen
der en ſe!tlofe die Annahme einer Arbeit verweigert, für die er ge
eignet iſt.

Abbau der Frauenarbeit.
Die Bemühungen, zur Behebung der rieſig großen Arbeits

loſigkeit, die während des Krieges ſtark aufgekommene Frauen
arbeit abzubauen, ſind allgemein. Bei den Frauen ſtoßen dieſe Be
ſtrebungen im ollgemeinen auf ziemlich ſtarken Widerſtand.
Zwiſchen der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands
und dem Zentralverband deutſcher Konſumvereine iſt nun über
den Abbau der Frauenarbeit in den Genoſſenſchaften folgende Ver
einbarung zuſtande gekommen:

Entlaſſen werden nach dem rer die an Stelle von
Männern beſchäftigten weiblichen Arbeitskräfte und zwar:

1. Frauen, deren Männer Arbeit haben,
2. Mädchen und Frauen, die niemand z verſorgen haben,
3. Mädchen und Frauen, die nur 1 bis 2 Perſonen zu ver-

ſorgen haben,
4. alle übrigen Mädchen und Frauen.
Müſſen männliche Arbeitskräfte entlaſſen werden, ſo geſchieht

es in folgender Reihenfolge:
5. Ledige, die niemand zu r haben,
6. Verheiratete ohne Kinder und Ledige, die Familienangehörige

zu ver haben,
7. alle übrigen während des Krieges eingeſtellten Männer.
Zur Verhütung von Härten ſind Ausnahmen zuläſſig, die mit

den gelät dige Gewerkſchaften zu vereinbaren ſind.
i der Wiedereinſtellung der Kriegsteilnehmer ſind Ver

heiratete ſowie Ledige, die Familienangehörige zu verſorgen haben,
in erſter Linie zu berückſichtigen.

Ausdehnung der Anfallverſicherung.
Oitoder en n dienen Geſtern ſherigeneen See

au nigen t igungen ausgedehnt worden, die bei Herſtellung von Kriegsbedarf durh nitrierte

Kohlenwaſſerſtoffe entſtehen und zum Tode führen. Jetzt iſt die
Unfallverſicherung weiter auf die Todesfälle ausgedehnt worden,
die durch Gaskampfſtoffe und ihre Ausgangsſtoffe in gewerblichen
Betrieben hervorgerufen worden ſind. Auch die neue Verordnung
zilt rückwitkend für die ſeit dem 1. Auguſt 1914 eingetretenen

odesfälle. Die Anzahl der zu entſchädigenden Fälle ſoll nach den
Erhebungen des Geſundheitsamts in einigen großen chemiſchen
Fabriken glücklicherweiſe gering ſein.

Wahlrecht der Schüler.
Das preußiſche Unterrichtsminiſterium hat ſoeben einen Erlaß

herausgegeben, durch den beſtimmt wird, daß alle Schüler und
Schülerinnen, die das 20. Lebensjahr vollendet haben und an
Mittelſchulen, Lehrer- oder Lehrerinnenbildungsanſtalten ſtudieren,
ſelbſtverſtändlich an den Wahlen zur Nationalverſammlung teil
nehmen können und hat zu dieſem Behufe alle entgegenſtehenden
Schulbeftimmungen aufgeboben, welche Schülern die Teilnahme an
en. politiſchen Vereinen und politiſchen Verſammlungen ver-

ieten.

Belgien.
Neue Rüſtungen.

Einer Weldeng zufolge nahm die Kammer einſtimmig die
Wehrvorlage an, wonach das Truppenkontigent anf 350 000
Mann im Krieg und 100 000 Mann in Friedensze ten feſtgeſetzt
wird. Der Sozialiſt Delporte erklärte, die ſozialiſtiſche Linke hat
diesmal für die Vorlage geſtimmt, weil wir uns noch im Kriege be-
finden. Wir koffen, daß die Dienſtzeit im Frieden verkürzt werden
wird.

Sachſen und Vachbarſtaaten.
Wieder eine Niederlage der Anabhängigen.
Bei der Arbeiterratswahl in Plauen fielen auf die Liſte

der Mehrheitsſoz aliften 10 938 Stimmen, auf die der Unab-
hängigen Sozialdemokraten 2926 Stimmen.

Tie Wahlbeteiligung iſt in Plauen verhältnismäßig ſchwächer
geweſen als in Dresden und Chemnitz. Dies iſt vielleicht darauf

daß die Haupt'nduſtrie des Plauener Begzirkes, die
pitzeninduſtrie, völlig daniederliegt, und deshalb Tauſende von

Arbeitern und Arbeiterinnen auswärts Arbeit ſuchen mußten.
Auch das Verhältnis zwiſchen den ſozialdemokratiſchen und un
abhängigen Stimmen iſt hier weniger ungünſtig als bei den vor
hergegangenen Wahlen in Dresden und Chemnitz. Dabei iſt 272
zu bedenken, d Plauen die Unabhängigen ziemlich ſtark ver
treten waren, wie ja auch der bisherige Vertreter des Kreiſes im
Reichstage ſich den Unabhängigen angeſchloſſen hat. Unter dieſem
Geſichtspunkte bedeutet das Wahlergebnis eine beträchtliche Nieder
lage der Unabhängigen.

Zur BVerſchmelzung der Liberalen.
Der nationalliberale Landesverein hat am Sonntag in

Chemnitz einſtimmig die Verſchmelzung des nationallibe-
ralen Landesvereins mit der Fortſchrittlichen Volkspartei Sachſens
gutgeheißen.

Natür ſind auf der Landesverſammlung nur diejenigen
Nationalliberalen anweſend geweſen, die mit der Verſchmelzung
einverſtanden ſind. Namentlich in Dresden haben ſich viele Natio
nalliberale der neuen Vereinigung nicht angeſchloſſen

Eine patriotiſche Kriegervereinsleiſtung.
Eine rig des Sächſiſchen Militärvereins

e s KönigBundes, irk Freiberg, hat an „Se. Majeſtät
Friedrich Auguſt, Sybillenort“ ein Ergebenheitstelegramm ge

chtet, worin die zahlreich verſammelten alten Soldaten und
Krieger ihm „den Gruß treuer Sachſen“ entbieten. „Wir wer
den“, heißt es, „nie vergeſſen, daß Ew. Majeſtät ein warmes Herg
für ſeine Sachſen hatten, das Wohl des Volkes erſtes Gebot ge
weſen iſt. Jn Verehrung gedenken wir Ew. Majeſtät.“

Darauf ging an den Bezirksvorſteher folgende Antwort ein:
Geehrter Herr Göpfert! Den treuen alten Soldaten und

Bürgern des Militärvereinsbundes Freiberg, die in waren
Worten Sr. Majeſtät dem König gehuldigt haben, läßt der
allergnädigſte Herr aus erfreutem Herzen
danken und kameradſchaftlichen Gruß ſenden. Sehr ergebenſt

Baron O'Byrn, Gmjr. z. D.
Die alten Soldaten ſcheinen von der neuen Zeit noch un

berührt zu ſein, ſonſt müßten ſie wiſſen, daß Friedrich Auguſt
aufgehört har, König von Sachſen zu ſein, und daß Friedrich
Auguſt es den neuen NMachthabern ausdrücklich überlaſſen hat,
„den Dreck alleene zu machen“. Aber gefreut mag ſich der Ex
König immerhin über die monarchiſche Kundgebung der paar
Männele von alten Soldaten, die heute noch zu ihm halten. ben
ſie vielleicht an die ſchöne Zeit zurückgedacht, da er den Dre noch
ſelber gemacht hat.

Abermals ein Zugunglück auf der Linie
Hof Leipzig.

Sonnt itt 10 u iet der D czi himer n Perner auf re ch e s g
mit einer Rangiermaſchine zuſammenſtieß. Bisher ſind ein Toter
und vier Verletzte zu verzeichnen.

berichtet: Kurz nach 3410 Uhr geriet der Zug beim Ve
Bahnhofs Gößnitz, vermutlich infolge falſcher Weichenſtellung, auf ein
Gleis, auf dem eine Rangierlokomotive arbeitete. Der Führer dieſer
Lekomotive bemerkte den heranbrauſenden De Zug rechtzeitig und gab
fofort Gegen dampf. Auch der Führer des DeZuges ſuchte, als er
den Irrtum bemerkte, den Zug zum Halten zu bringen. Dennoch warder Anprall der beiden Maſchinen ſo heftig, veh be r

aus den Schienen ſprang und ſchwer beſchädigt wurde. folgende
Packwagen fuhr auf die Lokomotive auf. In dem Bremſerhäuschen
des Wagens befanden fich drei Soldaten, von denen einer getötet, die
andern ſchwer verletzt wurden. Faſt alle Fenſterſcheiben im Zuge
gingen in Trümmer. Die Verletzten wurden in das Militärlazareit
nach Altenburg üdbergeführt.

Oberbürgermeiſter Blüher über die Fleiſch und
Fettverſorgung.

Jn der letzten Sitzung der Dresdner Stadtverordneten er
klärte Oberbürgermeiſter Blüher, in der Fettoerſorgung, bei den
die Beſorgnis ausgeſprochen wurde, daß wir binnen kurzem oder
am 1. Februar fertig ſein würden, oder daß nur noch eine Tages

e von 3,3 g gegeben werden könne, werden wir den bis
herigen Satz unbedenklich durch den ganzen Winter beibehalten
cönnen. Jn der Fleiſchverſorgung würden wit die jetzige ges
ration, alſo unter Verzicht auf fleiſchloſe Wochen, gleichfalls denWinter über weiter durchführen können. Wir ſtänden alſo ins
geſamt eine Kleinigkeit beſſer als im Vorjahre. Jedenfalls könne
kaum Rede davon ſein, daß wir in 14
nährung fertig ſein würden. Freilich ſetze das alles voraus, daß
Ruhe und Ordnung aufrechterhalten bl

Löbau. Der Bezirkstag beſchloß, die Arbeitsloſenunterſtützung der einzelnen Bemelnoen auf die Bezirkskaſſe zu übe

nehmen. Nach Mitteilungen des Amtshauptmanns dürfte der
Begirk mit 9000 die meiſten Arbeitsloſen in Aen
haden, was im Worherrſchen der Textilinduſtrie begründet iſt.

Aus der Partei.
Kein Zuſammengehen der bayriſchen Sozialiſten.

Die Landeskonferenz der unabhängigen ſozialdemokratiſchen
Partei Bayerns hat ein Zuſammengehen mit der alten ſozial
demokratiſchen Partei bei den Wahlen abgelehnt, dagegen einer
Verbindung der Liſten zugeſtimmt.

Aus aller Welt.
Barmen ohne Gas.

Barmen, 20. Dezember. Infolge des Bergarbeiterausſtandes auf
Zche Gewerkſchaft Deutſcher Kaiſer, von wo Varmen Ferngas
zieht, iſt hier die Gaszufuhr für ſämtliche Zonen des ſtädtiſchen Lei
iungsnetzes eingeſtellt. Infolgedeſſen iſt Barmen vollſtändig ohne Gas.
Die Straßen der Stadt ſind in Dunkel gehüllt und auch in den
nungen kann man kein Licht brennen.

Der Juzug nach München geſperrt.
Mü 20. Dezember. Der Zuzug nach München iſt qm

Stadtmagiſtrat geſperrt. Zuziehende erhalten keine Lebensmittelkarten
und werden weggewieſen.

Eine Kompagnſekaſſe geſtohlen.

M 20. Dezember. Heute nacht wurde die K
der 2. mit 25 000 Mark geſtohlen.

Verhaftung einer Räuberbande. wian
Budapeſt, 20. Dezember. Jn dem Schloſſe des Grafen Ni

Berchtold drangen Räuber ein und verlangten unter Vorhaltung von
Revolvern von der Gräfin die Herausgabe des Geldes und des
Schmuckes. Die Gräfin händigte den Räubern 2700 Kronen in t
und ein Schmuckkäſichen, deſſen Inhalt einen Wert von einer
Million ausmachte, aus. Jnzwiſchen iſt es der Polizei ger
Banditen zu verhaften, die einen Teil der Beute zu veräußern
teten.

Exploſion einer Handgranagate.
München, 22. Dezember. Jn einer Wohnung an der Mail

linger Straße explodierte geſtern abend eine Handgranate. Vier
Perſonen wurden ſchwer verletzt.

Der Streik in Oberſchleſien beendet.
Der Ausſtand auf den oberſchleſiſchen Gruben bei Rybnik

beendet. Die Arbeit auf en oberſchleſiſchen Gruben
nunmehr wieder in vollem Gange.

Stillegung der Betriebe in Bayern.
Der Staatskommiſſar für Demobilmachung veröffentlicht

Verordnung, wonach in der Zeit vom 28. Dezember bis 1.
mit Rückſicht auf den Kohlenmangel in allen gewerblichen
trieben mit mehr als 10 Arbeitern die Arbeit zu hen hat.
Arbeiter und Arbeiterinnen erhalten eine Entſchädigung
90 Prozent ihres Verdienſtes.

Den Leipziger Neueſten Nachrichten wird von einem e n
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Bekanntmachung.
achdem ich zum Wahlkommiſſar für die Wahlen zur ver

naaebenden deutſchen r im 13., aus dem
egierungsbezirke Merſeburg beſtehenden Wahlkreiſe ernannt wor

den bin, fordere ich hiermit zur Einreichung von Wahlvorſchlägen
gutt Wählbar ſind alle deutſchen Männer und Frauen auch die

Berſonen des Soldatenſtandes die am Wahltage ſeit mindeſtens
einem Jahre Deutſche ſind und das 20. Lebensjahr vollendet haben.
Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht und deshalb auch nicht wählbar iſt

1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſcha
ſteht, und

S. wer infolge eines rechtskräftigen Urteils der bürgerlichen
Ehrenrechte ermangelt.

Jm 13. Wahlkreiſe find 9 Abgeordnete zu wählen.
Mehr als neun Namen dürfen die Vorſchläge deshalb nicht

enthalten. Jn demſelben Wahlkreis darf ein Bewerber nur ein
mal vorgeſchlagen werden. Jn den Wahlvorſchlägen ſollen die
Bewerber mit Ruf- und Familiennamen aufgeführt und ihr Stand
oder Beruf, ſowie ihr Wohnort ſo deutlich angegeben werden, daß
über ihre Perſönlichkeit kein Zweifel beſteht. Sie ſind in erkenn-
barer Reihenfolge aufzuführen.

Die Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 100 im Wahlkreiſe
ur Ausübung der Wahl berechtigten Perſonen unterzeichnet ſein.Die nterge ſuer ſollen ihren Unterſchriften die Angabe ihres Be-

rufs oder Standes und ihrer Wohnung beifügen. Es iſt zu beachten,
daß nicht dieſelben Unterſchriften unter mehreren Wahlvorſchlägen
ſtehen ſollen.

Jn jedem Wahlvorſchlage ſoll ein Vertrauensmann bezeichnet
werden, der für die Verhandlungen mit dem Wahlkommiſſar und
dem Wahlausſchuſſe, zur Rücknahme des Wahlvorſchlags ſowie zur
Abgabe von Verbindungserklärungen bevollmächtigt iſt. Jn der
ſelben Weiſe kann ein Stellvertreter des Vertrauensmannes be
geichnet werden.

Mehrere Wahlvorſchläge können miteinander verbunden wer-
den. Verbundene Wahlvorſchläge können nur gemeinſchaftlich zu
rückgenommen werden. Die verbundenen Wahlvorſchläge gelten den
andern Wahlvorſchlägen gegenüber als ein Wahlvorſchlag. der
Wahlvorſchlag darf nur einer Gruppe von verbundenen Wahl-
vorſchlägen angehören.

Anzuſchließen ſind den Wahlvorſchlägen:
1. Von jedem vorgeſchlagenen Bewerber eine Erklärung über

ſeine Zuſtimmung zur Aufnahme in den Wahlvorſchlag,
2. Beſcheinigungen der Gemeindebehörden darüber, daß die Un

terzeichner des Wahlvorſchlags in die Wählerliſte aufge
nommen worden ſind.

Ferner empfiehlt es ſich wenn dies auch durch Wahlgeſetz und
Wahlordnung nicht vorgeſchrieben iſt Nachweiſe darüber beizu-
fügen, daß die vorgeſchlagenen Bewerber wählbar ſind.

Wenn die Wahlen zur verfaſſungsgebenden deutſchen National-
berſammlung an dem durch S 24 des Reichswahlgeſetzes feſtgelegten
Tage, d. i. Sonntag, den 16. Februar 1919, ſtattfinden, ſind die
Wahlvorſchläge

ſpäteſtens am 26. Januar 1919,
als dem 21. Tage vor dem Wahltage, bei mir einzureichen; die Ver
bindung mehrerer Wahlvorſchläge miteinander muß dann von den
Unterzeichnern oder ihren Bevollmächtigten übereinſtimmend

ſpäteſters am 9. Februar 1919
als dem 7. Tage vor dem Wahltage, mir ſchriftlich erklärt werden.
Nur bis zu letzterem Termine können auch die Mängel der Wahl

genügen.

en ee können nicht zugelaſſen werden.ſer in der Feſt J des Wahltages eine A
treten, ſo werde ich die für die Einreichun
Verbindung mehrerer Vorſchläge und die Beſeitigung der Mängel
maßgebenden Termine neu veröffentlichen.

Rerſeburg, den 18. Dezember 1918.
Der Wahlkommiſſar

für die Wahlen zur verfaſſunggebenden deutſchen
Nationalverſammlung.

Dr. Knoblauch, Regierungsrat.

ein

13. Wahlkreis.

Bekanntmachung.
Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25, September,

4. November 1915 wird der Verkauf der der Stadt überwieſenen
Milch-Süßſpeiſe wie folgt geregelt:

Der Verkauf beginnt am Dienstag, dem 24. Dezember 1918.
Der Verkaufspreis beträgt 40 Pf. für ein Paket. Die Abgabe er-
folgt auf Warenbezugsſchein Nr. 19, Abſchnitt 256. Auf den Kopf
eines Haushaltes entfällt ein Paket Milchſüßſpeiſe.
ſpeiſe iſt in denjenigen Geſchäften einzukaufen, bei welchen die
Käufer für den Bezug von Kolonialwaren in die Kundenliſten
eingetragen ſind. Da erſt ein Teil der Sendung eingetroffen, der
Reſt erſt in den nächſten Tagen zu erwarten iſt, ſo konnten die
Kleinhändler vorläufig nur mit ungefähr der Hälfte der ihnen nach
der Kundenliſte zuſtehenden Menge beliefert werden. Die Klein
händler werden deshalb angewieſen, bei dieſer Verteilung jedem
Haushalt zunächſt nur höchſtens zwei Pakete zu liefern. Die Reſt-
menge wird in wenigen Tagen nachgeliefert und gelangt dann an
die bei der erſten Zuteilung nicht befriedigten Haushaltungs-
angehörigen zur Verteilung. Die Abgabe der Reſtmenge wird durch
die Zeitungen rechtzeitig bekanntgegeben.

Die Verkäufer ſind verpflichtet, die Marken zu Hunderten ge
bündelt dem Stadternährungsamt, Marktplatz 22, 1. Obergeſchoß
(Saal links) binnen 8 Tagen nach der Reſtverteilung unter Angabe
ihres Reſtbeſtandes einzureichen.

Zuwiderhandlungen unterliegen der Beſtrafung nach S 17 der
Verordnung vom 25. September /4. November 1915.

Halle, den 23. Dezember 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Die Jnhaber von Apotheken und Drogengeſchäften werden

hierdurch aufgefordert, am Dienstag, dem 24. Dezember 1918, vor
mittags von 8 bis 125 Uhr im Stadternährungsamt, Marktplatz 22,
2. Obergeſchoß, Zimmer 9, die Bezugsſcheine für Süßſtoff in
Empfang zu nehmen.

Halle, den 23. Dezember 10918.

Bekanntmachung.
Ausweiſe für Pferdeverſteigerungen.

Es kiegt immer wieder Anlaß vor, darauf hinzuweiſen, daß Er-
laubnisſcheine oder Beſcheinigungen von Orts- und Amtsvorſtehern,
Gendarmeriepoſten uſw. als Ausweis für Pferdeverſteigerungen nicht

Der Nagiſtrat.

Es werden unbedingt nur ſolche Käufer zugelaſfen, die im Be-

Habe meine Praxis wieder aufgenommen

Dr. med. Noehte
Bernburger Straße 7 [1887

Sprechst. 8--9 und 23 Fernruk 3866

sind die sSchönsten Geschenkartikel!

Auswahl bei

A. Weiß.
[1878

Alte Sozlaldemokr. Partei deut

Wahlleitung zu den

Vorſitzende: Ebert, Scheidemann.
Wahlkreis Merſeburg Querfurt.

Wahlbureau:

Telephon Rr. 345.

der Wahlvorſchläge die

Die Milchſüß

erfügung ſtellen, wollen ſich dort melden.
Evil. zugedachte freiwillige Spenden zur Beſtreitung der Wa

a Pfertet arten tragen undwie erieree a
r Die Pferdezahl iſt auf den Karten und Ausweiſen

micht in. Zahlen, anzugeben.
Halle, den 18. Dezember 1918. Die Pollzeiverwallung

Die örtlichen Soldatenräte im Bereich des IV. A.K. veröffent-
lichen in den betreffenden Kreis oder Stadtblättern ihre Kund.
r und Anordnungen, deren Mitkenntnis dem General.

ommando und beſonders dem Zentralorgan der Soldatenräte
(Exekutivausſchuß IV. A.-K., welcher ſeinen Sitz im Generalkom-
mando hat) ſehr erwünſcht iſt.

Um nun über alle dieſe Vorfälle dauernd und frühzeitig unter
richtet zu ſein, iſt es erforderlich, daß die in Frage kommenden
Zeitungen hier zur Vorlage kommen. Es wird daher die Bitte
ausgeſprochen, die Redaktionen möchten dem Generalkommando
zu dieſem Behufe ein Freiexemplar überſenden.

Magdeburg, den 14. 12. 10918.
Von ſeiten des Generalkommandos.

Der 6 f des Gen.-Stabes.
von dem Hagen, CLberſtleutnant.
Der en des IV. A.K.

ock.

Bekanntmachung.
Von der Abteilung F des Nordfriedhofes, in der in der Zeit von

1897 bis 1900 Erwachſene und Kinder im Alter von über 5 Jahren
ſind, kommen die Gräberreihen 1--25 der 1897 und

1898 Verſtorbenen in Kürze zur Wiederbelegung.
Die Weitererhaltung von Reihengräbern für eine weitere Ruhe-

periode kann gemäß F 16 der Friedhofsordnung vom 12. Februar
1916 geſtattet werden.

nträc nd unter genauer Angabe des Namens und Todestages
der Beerdigten ſowie der Nummer und Reihe der Gräber

Vis zum 31. Dezember 1918
ſchriftlich bei uns oder mündlich in der Kaſſenſtelle des Nordfriedhofes

Später eingehende Anträge können unter Umſtänden keine
ückſichtigung finden.

Halle, den 10. Dezember 1918. Der Magiſtrat.

Städtiſcher VNahrungsmittelverkauf.
Eier. Dienstag, vormittags von 8--10 Uhr Nr. 42 50146000,

vormittags 10--1 Uhr: r. 46001--49500 der Lebensmittel-
ſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für
42 Pf. Die Eier ſind nicht zum Kochen in der Schale.
Umtauſch innerhalb drei Tagen

Quark. Dienstag, auf Abſchnitt 6 des Einkaufsſcheins über Mol-
kereierzeugniſſe in folgenden Stellen: Schönherr, Grünſtr. 12,
Kunze, Körnerſtraße 31. Zugelaſſen ſind nur diejenigen

die bei den Vorgenannten zur Kundenliſte angemeldet ſind.
Jede Perſon Pfund.

ſhiands

ahlen zur Nationalver-
ſammlung ſind Paul Kämpf u. Richard Spiegel.

Diese Artikel kauft man gut und preiswert in großer 8 okal Alter Deſſauer, Merſeburg, Dammſtraße.

Alle Auskünfte über die Wahlen werden im Lokal erteilt. Genoſſen, welche ſich
Rleinschmieden zur Arbeit bei den Wahlen zur

hlunkoſten werden
[1890

Große Ulrichstr. 50
Obergeschoß. ſu

Ausstellung von Möbeln
für Küchen, Schlafzimmer

und Wohnräume.
Besichtigung und Annahme von Kaufanträgen

daselbst täglich von 9 bis 8 Uhr

Hallesche Fürsorgestelle für

Große Auswahl in Militär-Uhren.
Sigene Beparafur-Daovfesfaftf.

Rochkisten- Verkauf

wochentags von 10 bis 12 Uhr

Rathausſtraße 17 l.
haus wirtſchaftliche beratungsſtelle

des halleſchen Frauenbundes.

Das Stopfen der Kochkiſten wird un
entgeltlich gezeigt.

Möhbel.
Empfehle in großer Auswahl: Ganze Wohnungs
Einrichtungen, Schlafzimmer, einzelne Möbel
aller Art, befonders Bettſtellen mit Ma n,Sofas, Kieiderſchränke, Vertitkos, ſchöne e

uſw. 1867Auf Wunſch bequeme Teilyahlungen.

Kredit auch nach auswärts.

Kriegsanleihe und Sparkaſſenbücher
werden in Zahlung genommen.

N. Fuefis,

gegenader Alex Michel. von den oben bezeichneten Perſonen entgegen genommen.

i

leitet

rilti

S woeahlyeſtSerie I. Karte

t h eitenWahlpoſt der Frauen.
h

a

Das Wahlrecht der Frau außerhalb Deutſchſands

Dänemark. Vier weibliche Abgeordnete bei den Folke
things Wahlen gewählt.

Holland. 2 en gewählt zu werden iſt an
annt.

Schweden. Das Recht zu wählen in der Zweſten
Kammer angenommen, nur in der
Kammer verworfen.
Volle Gleichberechtigung.
Das Wahlrecht für aſle Frauen beſchloſſen,
die ſelber, oder deren das Ge
meindewahlrecht haben, vom 30. Jahre an.
Damit haben 6 000 000 Frauen da Wahl
recht erhalten.

Vereinigte Staaten von Amerika.
In 19 Staaten haben die Frauen die glei
chen politiſchen Rechte.

Jtalien. Der Juſtizminiſter Sacchi erklärte ſeinerzeit
ſich für das Frauenwa

Frankreich. Der Alterspräßdent der Kammer erklärte
das Frauenwahlrecht für erforderlich.

(Bergl. Sez. Menatsdeſte.)

Frauen! Lernt wählen!

Rußland.
England.

M

Wohnungseinrſchtungen 6. m. b. H.

bauten, Gitarren,
Nanöolinen

u. Geigen, Zithern
und Harmonikas
eignen sich besonders als

Weihnachts
geschenk.

Gust. Uhlig
Halle 1847

Untere Leipziger Str.guhetr ſehen
Dienstag, den 24. Dezember T Figätthgater Person

Schneewittchen. i. Feiertag)
h. Zu abends e5 Uhr tenstag-Stammkarten gel- amilie iemek.ten d ne n von eMittwoch, 25. Dezember

nachmittags Donnerstag, 26. Dezember
eiertag)Das Dreimäderlhaus. Komteſſe Guckerl

Abends:
Luſtſpiel von SchönthanCarmen. und Koppel-Eufeld.

Donnerstag 26. Dezember

O Stadtbad. Onachmittags

Haut- und Haactpfiege-Räume,
Hoffmanns Errählunnen.

„„Fara“ Haarkuren ertolgsich.Abends:
Die Rose von Stamdul Kopfwäsche. Fara“-Massagen,

Haerentfettungskur, Kraäuter-Be-Freitag nachmitt. Schnee Rondiung e des chie router-

Möbel Ausſtattungs-Geſchäft,
Halle a. S., Gr. Ulrichſtr. 58,

I., II., I. Etage.

IEIIIIIIIIIIII
für Lokales und

ſche Volke
richten an

Hermann Garbe, Halle, Harz 42/44.

Gonaaeeeeeee

Redakteur
ovinz zum ſofertigen Aniritt für die

mme geſucht. Bewerbu und Stiefelnungen ſind zu werden beſohlt und 85 werden mit Lederſtücken

riert ae ſo

witichen, abends: Die Dampfbäder, unsichtbare Haut-weiße Dame. o Wegibt Jugendfrische,
deheht Erschianungen, Keseiü

Sehuh gung von Mitessern, Grles, fetth.,e großporiq., spröd. tiaut, Sommer-
sprossen, Gesicits-, Masenròöte,

und Lederriemen beſohlt Ueberfieck., Warzen, Damenbäris
und riert. [1100 schmerz- u. nardenl., HandLirentt. 20 Fußpfege. Tel. 643. [1674
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Fr. 257.
Halle und Saalkreis.

Halle, 23. Dezember 1018.

Soldatenverſammlung im Volkspark.
Am Freitag, dem 19. d. M. fand im Volkspark die dritte öffent

liche Soldatenverſammlung der Garniſon Halle ſtatt. Die Ver-
ammlung war eine Fortſetzung der Verſammlung vom 17.' d. M.G Beginn der ſtark beſuchten en n ehe die Anträge

auf Neuwahl des Soldatenrates von den zurück
ezogen. VDafür wurde folgende Reſolution desſperec einſtimmig angenommen:

„Das Ziel der Revolution der Arbeiter und Soldaten iſt und
bleibt die Durchführung der Sozialiſierung in einem ſozialiſtiſchen
Volksſtaat. Die Verſammlung der Garniſon Halle bekennt ſich
hierzu und erwartet vom Soldatenrat, daß er ſich bei allen Ge
legenheiten und konſequent für die Verwirklichung dieſes Zieles
einſetzt.“

Ein Antrag auf Ei
ichen für die Mitglied
timme angenommen.

Mit Zuſtimmung

ameraden Ka-

ührung einer roten Armbinde als Ab-
des Soldatenrates wurde gegen eine

der Verſammlung hielt dann Kamerad
t edakteur des Volksblattes,
eiterführung der Revolution.
Redner r wie am 9. November das Machtinſtrument

der herrſchenden Klaſſen, der Militarismus, zuſammengebrochen iſt.
Die Machthaber von geſtern ſeien in der Verſenkung verſchwunden
und zum Teil geflohen. Damit ſei auch die alte Politik, die Politik
des Kapitalismus erledigt.

Jetzt habe das Volk, die A.- und S.--Räte das Wort. Der
Kongreß der A.- und S.Räte in Berlin hat die Richtlinie für die
Politik der Regierung, die aus den beiden ſozialdemokratiſchen Par-
teien gebildet iſt, e

Die nächſten Aufgaben ſeien die Sozialiſierung der alten Ver
waltung und der Jnduſtrie. Dieſe Aufgaben müſſen ſchnell durch
geführt werden.

Das Bürgertum ſei noch nicht tot. Es ſei gemeinſame Abwehr
der ſozialdemokratiſchen Parteien notwendig. Leider iſt die Partei
eſpalten. Ein gemeinſamer Kampf müſſe möglich ſein. DieSegherpartei habe die ſozialdemokratiſchen Prinzipien nicht verletzt.

Taktiſche Differenzen ſchieden aus. Wir ſind vom gleichen Blut
und müſſen geſchloſſen gegen das Bürgertum, welches nur für po
e mokratie kämpft, ſtehen. Wir wollen die ſoziale Demo
ratie.

Die ganze Welt blicke auf Deutſchland und wir dürfen die Hoff
nung dieſer Proletarier nicht zuſchanden werden laſſen. Komme
eine Gegenrevolution, die uns um den Preis der Revolution bringen
wolle, dan ſei es unſere Pflicht, mit dem Leben dafür einzuſtehen.
Drum auf zum Kampf für die Wahl zur Nationalverſammlung
am 19. Januar, die den Sieg des Sozialismus bringen muß. Dem
Referenten wurde reicher Beifall der Verſammlung zu teil.

Nach einer kurzen zuſtimmenden Ausſprache, in der gewünſcht
wurde, daß der Wahlkampf zwiſchen den beiden ſozialdemokratiſchen
Parteien im brüderlichen Geiſte geführt werden möge,
wurde die Verſammlung mit einem dreifachen Hoch auf die ſoziale
Revolution geſchloſſen.

Der Volksabend
der vergangene Woche und zwar am Freitag in den Thaliaſälen
ſtattfand, zeigte zum erſtenmal einen etwas geringeren Beſuch.
Vielleicht ſind die Urſachen in der Nähe des Weihnachtsfeſtes und
darin zu finden, daß über das behandelte Thema „Das Weſen
der Demokratie“ ſchon einmal in dieſen Veranſtaltungen ge
ſprochen worden iſt. Den einleitenden Vortrag hielt wieder Pro-
feſſor Abderhalten. Er zeigte zunächſt den Unterſchied von
Autokratie und Monarchie, der u. a. darin beſteht, daß erſtere in
der Politik meiſt eine große Unbeſtändigkeit zeigt. Monarchie und
Demokratie ſeien Gegenſatz. Jm Kriege ſeien neue Gedanken und
Beſtrebungen entſtanden, denn der Schützengraben habe vieles gleich
gemacht. Zunächſt wurden dem Kaiſer mehr und mehr Rechte ge
nommen, bis die Revolution überhaupt die Republik brachte. Jryt
ſei es überhaupt unmöglich, zur Monarchie zurückzukommen; der-
artige Beſtrebungen ſeien „ſtaatsgefährlich“. Wir können das
Vertrauen in das deutſche Volk haben, daß es ſich eine muſtergültige

nen Vortrag über die

eilage zur Volksſtimme
daſte, Nomag den 25. Degember T575. 2

2. Jahrgang.
7 J

Republik ſchafft. Allerdings nennen ſich jetzt viele „Demokraten“,
die gar keine ſind. Notwendig iſt es vor allem, daß der frühere
Parteihaß wegfällt. Schon r die Sozialdemokraten an, ihre
Verantwortung einzuſehen. Nachdem Redner die Einrichtungen der
Schweiz, namentlich das Referentum (Volksabſtimmung), geſchil
dert hat, kommt er auf das Volksheer zu ſprechen. Auch hier
knüpft er an die Verhältn ſſe der Schweiz an. Die Ausbildung oder
Dienſtpflicht dauert nur 6 Wochen. Nach der Beendigung bekommt
jeder ſeine volle Ausrüſtung, einſchließlich des Gewehrs, mit nach
Hauſe. Zum Schluß ſproch Abderhalden die Hoffnung aus, daß
ſich auch das Parteileben in Deutſchland in ſachlicher Weiſe geſtalten
möge und namentlich auch der Klaſſenhaß verſchwinden möge.

Jn der Ausſprache ergriff zunächſt ein Herr Hanſen das
Wort, der recht ungereimte Ausführungen machte. Der Zuſammen
bruch Deutſchlands ſei erfolgt, weil zu wenig Autokratie gezeigt
worden ſei und die Diſziplin gelockert wurde. Das neue Deutſche
Reich müſſe ſich wieder eine „Machtfülle“ zulegen, um den andern
Völkern zu imponieren uſw.

Der nächſte Redner, Arbeiterſekreiär Kleeis, ging auf alle
die berührten Punkte ein Früher habe man ſich einen Sozial-
demokraten immer mit einer Ballonmütze und einem Gummiſchläger
in der Taſche vorgeſtellt, es ſei erfreulich, daß hier eine Aende-
rung eingetreten iſt. Demokratie und Monarchie ſei nur dann kein
Gegenſatz, wenn letztere nur ein Scheindaſein führe. Das ſei
aber des Volkes und eines „Königs“ unwürdig. Deshalb ſei es
W ausgeſchloſſen, zu einer Monarchie zurückzukehren. Jn

eutſchland konnten vor der Revolution demokratiſche Einrichtungen
nicht zur Wirkung kommen, weil die Klaſſenherrſchaft der Be
ſitzenden ſie unterdrückte. Auf einige Zwiſchenrufe hin kam Redner
auf die ſoziale Fürſorge des Deutſchen Reiches zu ſprechen, die in
der letzten Zeit vom Ausland in manchen Einzelheiten überholt
worden ſei. Selbſt aber, wenn Deutſchland in dieſem Punkte „in
der Welt voran“ ſei, ſo ſei das ein Verdienſt der Sozialdemokratie,
ohne die wir nach dem Zeugnis Bismarcks keine Sozialreform
haben. Ausführlich behandelte Redner auch das Volksheer. An ein
ſtehendes Heer alten Stiles ſei im neuen Deutſchland nicht zu
denken. Damit werde zu viel Geld und unnütze Arbeitskraft ver
ſchwendet. Es habe auch aufgehört, daß der Militarismus „ein
Ding an ſich“ iſt. Sei auch die augenblickliche Lage Deutſchlands
ſehr traurig, ſe brauchen wir doch nicht allzu peſſimiſtiſch in die
Zukunft zu ſehen.

Herr Trauſch kam auf das Weſen der verfloſſenen deutſchen
Monarchie zu ſprechen, unter der demokratiſche Beſtrebungen nicht
zur Auswirkung kommen konnten. An dem Zuſammenbruch trage
Wilhelm II. die Hauptſchuld. Dann ſprach wieder Hexr Belling
pathetiſch ſeine unklaren Verſe. Es war abermals nicht möglich,
klare Gedanken auszuſchälen, nur ſo viel konnte man feſtſtellen, daß
er gegen das Wahlrecht der jungen Leute von 20 Jahren iſt. Er
wurde wieder von Herrn Vogel geſchickt widerlegt: Profeſſor
Geheimrat Finke verlangte nach einer Ariſtokratie. Hätten wir
keine ſolche der Geburt mehr, ſo müßten wir eine ſolche des Geiſtes
haben. Wir brauchen führende Männer. Ein Ariſtokrat, wie er
nötig ſei, wäre Laſſalle geweſen. Dann ſprach wieder der Unab-
hängige Blutra. Als er auf Hindenburg zu ſprechen kam,
brauchte er eine etwas ungeſchickte und unglückliche Wendung, wes-
halb die ganze Verſammlung in ſolche Unruhe ausbrach, daß Redner
nicht weiterſprechen konnte. Die Erregung brach immer von neuem
los, wenn Redner weiterſprechen wollte, ſo daß er abtreten mußte.

Jn r Schlußwort teilte Abderhalden mit, daß der
nächſte Vortragsabend am 8. Januar ſtattfinde. Es werde über
Stadt und Land geſprochen. Für das nächſte Jahr ſeien auch
Volkshochſchulkurſe für Arbeiter geplant.

2

Entlaſſung von Militärperſonen. Für die Entlaſſung von
Militärperſonen ſind zuſtändig: Truppenteile, Erſatztruppenteile,
Sammelkompagnien und Lazarette. Die Auszahlung der Gelder
in Höhe von 50, bzw. 65 M., exfolgt nur von den zuſtändigen Erſatz
truppenteilen. Eine Auszahlung an anderer Stelle erfolgt nicht.
Soweit die vorläufig Entlaſſenen ihren Truppenteil nicht finden
können, oder ihr Erſatztruppenteil ſich im beſetzten Gebiet befindet,
werden die Leute einer Sammelkompagnie zugewieſen und müſſen
warten, bis ihr Truppenteil im Jnnern Deutſchlands eintrifft und
an irgendeinem Orte demobiliſiert. Sobald dann die Adreſſe be-
kannt iſt, werden die Leute benachrichtigt, und kann danach die
Entlaſſung mit Auszahlung der Gelder uſw. erfolgen.

Ende gut, alles gut.
18] Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Sie hatte bemerkt, daß ſie beim Laufen die Glufe, wo-
mit das Halstuch des Rieſer Bauernmädchens auf dem
Rücken angeheftet wird, um daſelbſt ein regelrechtes Dreieck
zu bilden verloren und ihr ſchönes ſeidenes Halstuch ſich
verſchoben hatte. Jndem ſie eine Glufe aus der Bruſt aus-
zog, wo ſie minder nötig war, ſagte ſie zu Michel: „Jetz
muß e de no' om a G'fälligkeit bitta!! J ſpür, daß mei'
Gluf rausfalla'n iſt aus mei'm Halstuch, ond's wär mer
lieb, wann d' mer's widder nei'ſtecka möchſt, vor mer
z'rückgont (zurückgehen).“ Während ſie dieſes ſagte, hatte
die Phantaſie ihr vorgezaubert, was ihr Herz wünſchte.
Michel fand während dieſer Beſchäftigung den Mut der
Liebe, folgte ihm freudig und hielt eine Anrede an ſie, die,
wenn auch noch ſo kurz, doch vom Munde des Mannes gehen
muß, um von dem Mädchen bejaht den Bund der Herzen tat-
ſächlich zu knüpfen.

Jn dieſe Seelenmuſik ertönte plötzlich die Antwort des
wirklichen Michel: „J will's verſuacha!! Muß der aber ſcho
ſaga', daß e mit deana (dieſen) Sacha' net recht omganga
ka wodurch die Gret belehrt wurde, daß es noch nicht
an dem ſei. Der Burſche nahm die Gluf und ſtellte ſich
hinter ſie; er wollte ihr nun auch wirklich gefällig ſein und
genau tun, was ſie haben wollte. Als er anfing, das Hals-
tuch zurechtzurücken, wurde ihm doch ſehr kurios. Sein Herz
fing an zu ſchlagen, vor ſeinen Augen begann es zu ſchwim-
men; er fühlte ein außerordentliches Verlangen, juſt das zu
tun, was ſie wünſchte, und ihr Phantaſiebild wortwörtlich zu
erfüllen. Allein zu rechter Zeit noch mahnte ihn die Pflicht
und ſein Vorſatz. Jhr die Gluf anzuſtecken, das hatte ſie
verlangt, darum war es ihr zu tun, und darin mußte er ihr
zu Willen ſein. Jn der Verwirrung ſeiner Lebensgeiſter zog
er das Tuch rechts und links, ohne ihm die gehörige
geben zu können. Die Sret rief: Daß s fei recht en
Mitt' nei' kommt!“ Denn grad in der Mitte des Rückens
muß die Spite befeſtigt werden, wenn das ſchöne Dreieck
herauskommen ſoll. Dieſer Zuruf des offenbar etwas un
geduldigen Mädchens traf den Burſchen. Das Tuch bis

zu weit rechts. Jn ſeiner Konfuſion tat er inſtinkt
mäßig einen Riß gegen die Mitte, wobei er die Kraft ſeiner

W

Der Reichsbund der Kriegsbeſchädigten und ehemaligen
Kriegsteilnehmer hält am Sonntag vormittag 10 Uhr in der Kaiſer-
Wilhelms-Halle ſeine Mitgliederverſammlung ab.

Einlöſung von Zinsſcheinen bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe. Die
ſtädtiſch“ Sparkaſſe nimmt von ihren Einlegern oder Kriegsanleihe
zeichnern vom 21. Dezember 1918 an die am 1. Januar 1919
a zu den Reichs und Preußiſchen Stagtsealeihen, ins
oudere 5proz. Kriegsanleihen zur baren Einlöſung oder Gutſchrift auf

Sparbücher an. Es wird dringend empfohlen, die Einlöſung oder Gut
ſchrift ſchon jetzt zu bewirken und damit nicht bis zum Fäll
termine zu warten, weil der Andrang der Sparer an den letzten
des Dezember und den erſten des Januar erſahrungsgemäß ſtets ein
ſehr ſtarker iſt und die Abfertigung durch die Prüfung der Zinsſcheine
dann erſchwert wird.

Arbeiter und Wochenkarten der Straßenbahn. Zur Ver
meidung unliebſamer Auseinanderſetzungen wird nochmals darauf
hingewieſen, daß Arbeiter-Wochenkarten an den in die
Woche fallenden Feiertagen nur gültig ſind zur Fahrt nach
der Arbeitsſtelle und zurück. Eine andere Verwendung der Wochen-
karten an jenen Tagen iſt unzuläſſig. Da die beſtehende Steuer
freiheit für Arbeiterkarten an die Bedingung geknüpft iſt, daß ſte
nur für Fahrten zu und von der Arbeitsſtelle verwendet werden.

Ein neuer Erlaß über Religionsfreiheil. Für die Durchführugg
des bekannten Religionserlaſſes erläßt Kultusminiſter Häniſch ſoeben
nähere Anweiſungen, in denen es heißt: Jn Ergänzung des Erlaſſes
vom 29. November über die Neuregelung des Religionsunterrichts wird
hiermit ausdrücklich darauf hingewieſen, daß der Zweck dieſes Erlaſſes
die Befreiung von jedem Gewiſſenszwang iſt. Dieſe Abſicht würde in
ihr gerades Gegenteil verkehrt, wenn nunmehr ein neuer religiöſer Ge
wiſſensdruck ausgeübt werden ſollte. Jhn unter allen Umſtänden zu
vermeiden, iſt die ernſteſte Pflicht aller für die Ausführung des Erlaſſes
zuſtändigen Behörden. Bei ſeiner Durchführung ſoll mit jeder gebotenen
Schonung der religiöſen Empfindungen von Kindern und Eltern vorge-
gangen werden. Es ſoll jede Rückſicht geübt werden, die mit dem
Geiſt des Erlaſſes irgend verträglich iſt Wir erwarten aber auch
von den kirchlich geſinnten Kreiſen auf das beſtimmteſte, daß ſie der
loyalen Durchführung der Grundgedanken des Religionserlaſſes keine
Schwierigkeiten bereiten. Es wird allen beteiligten Behörden und
Lehrern mögen ſie perſönlich zu dem Erlaß nun ſtehen wie ſie wol
len zur ernſten Pflicht gemacht, alles zu vermeiden, was Reibungen
irgendwelcher Art hervorrufen könnte. Jn diefem Sinne zu handein,
iſt heute vornehmſte vaterländiſche Pflicht.

Skraßenunfälle. In der Wieſenſtraße wurde ein Kanaldeckel
Surch einen Laſtkraftwagen entzwei gefahren. Der Deckel wurde ſofort
durch einen neuen erfetzt. Geſtern vormittag erfolgte in der Gr.
teinſtraße ein Zuſammenſtoß zwiſchen einem Straßendahnwogen und
inem leichten Fuhrwerk. Schaden entſtand nicht.

Landarbeilsordnung für die Provinz Sachſen und Anhall. Jn
einer Sitzung am 13. Dezember unter Vorſitz von Oberpräſidialrat
Beh. Oberregierungsrat Breyer im Rahauſe in w. die
beim Arbeitsnachweisverband (Zentralauskunftsſtelle) Sachſen Anhalt
errichtete Arbeitsgemeinſchaft ländlicher Arbeitgeber und Arbeitnehmer
eine Landarbeitsordnung für die Provinz Sachſen und An
halt auf Grund eines von den Landarbeiterverbänden ausgearbeite
und der in Berlin zuſammengetretenen Arbeitsgemeinſchaft länd
Arbeitgeber und Arbeitnehmers vorgelegten Vorſchlage beſchloſſen.
von der hieſigen Arbeitsgemeinſchaft angenommene Ordnung enthäh
Beſtimmungen über die Arbeitsveorträge, Lohnzahlung, Naturallohn,
Ardeitszeit, Kündigung, Arbeiterausſchüſſe, Schlichtungseine:
Frauen und Kinderarbeit uſw., dagegen nicht über die Höhe der zu
zahlenden Löhne. Die Landarbeitsordnung An für die Feſtſtellung der
Arbeitsbedingungen und Verträge einen Rahmen, deſſen Ausfüllung
im einzelnen, insbeſondere bezüglich der Lohnhöhe noch zu errichtendengleichfalls paritätiſchen Kreisarbeitsgemeinſchaften iderlaſſen wird; die

gleichzeitig Schlichtungsausſchüſſe bei Streitigkeiten aus dem ländlichen
Arbeitsverhältnis ſein ſollen.

Die Verhandlungen über die Landarbeitsordnung waren von dem
Gefühl der Notwendigkeit äußerſter Produktionsſteigerung in der Land
wirtſchaft im Intereſſe des Volksganzen ſowie einmütigen Zuſammen
wirkens der Arbeitgeber- und Arbeitervertretungen getragen. Erheb
lich Anteil am Zuſtandekommen der Einigung haben auch der Arbeiter
und Soldatenrat Magdeburg und die Landwirtſchaftskammern Halle
und Deſſau gehabt. Es iſt zu hoffen, daß es auf Grund der gefaßten
Beſchlüſſe möglich ſein wird, die Landwirtſchaft mit den nötigen ein

fallenden ausländiſchen Arbeitskräften zu verſorgen, zumal zugleich ein
großzügiger Ausbau des Arbeitsnachweiſes für die Landwirtſchaft in
die Wege geleitet werden ſoll. 7

Finger nicht erwog, und ein Fetzen des Halstuchs blieb
in ſeiner Hand.

Nun aber riß auch die Geduld der guten Margret!
Nachdem ſie ſo weit gegangen nachdem ſie ihm auf eine
Art entgegengekommen war, daß der Einfältigſte hätte be-
greifen müſſen ihr, anſtatt ihren Wunſch zu erfüllen und
ihr um den Hals zu fallen, das ſchöne neue Halstuch zu zer-
reißen das war denn doch in der Wahrheit „dümmer,
als verlobbt iſt.“ So einen Menſchen zum Mann zu kriegen,
iſt am End' auch kein großes Glück, und ſie hatte ſich
umgedreht, ſah den Fetzen in ſeiner Hand, ſah das Geſicht
halb verlegen, halb lächelnd gegen ſie gewendet, und rief
erzürnt: „Du biſt aber doch o'g'ſchickter als der Deufel!
So a Mannsbild! Gang nor glei (gleich) morga' zom Schul-
moeſter ond loß d'r dei' Schuelgeld widder rausgeba'; denn

des iſt net verdeat (verdient) woara!“ Das war auch nicht
höflich, und ſo etwas hatte Michel noch nie gehört. Er wurde
ſeinerſeits ärgerlich und entgegnete: „J hab d'r ja g'ſakt,
daß e mit deam Zuig (Zeug' net omganga ka' w'rom
trägſt mer's auf?“ Und mit ſtolzem Soelbſtgefühl ſetzte er
hinzu: „J hab' ebbes anderſt's z'doa en der Welt, als da
Mädla' d Halstüacher na'zmacha!“ Die Gret ſah ihn achſel-
zuckend an und ſagte: „Ja, des glob' e!“ Der Burſche
fühlte einen Drang, ſich von jedem Vorwurf rein zu waſchen;
deswegen, den Fetzen emporhaltend, bemerkte er: „Des Tuech
do, nemm mer's net übel, iſt aber oh ner nutz g'weſa'! 's- iſt
aba' widder ſo a nuimodiſcher Lompazuig (Lumpenzeug), ſo
dent (dünn) wie Spennawett (Spinnweb)! Mei'r Mueter
ihr Haelstuech wär' m'r net in der Ha'd blieba'!“

Das Mädchen wußte nicht, ſollte ſie lachen oder e
Sie hielt an ſich und erwiderte: „Du hoſt natürlich rehchk!
Ma' woeß ja, daß d'r G'ſcheitſt biſt en der ganza Gmoed
(Gemeinde). So, ietz ka'n e mit 'm verriſſenga' Halstuech
hoemganga!“ Michel, der einmal in den Schuß der Dumm-
heit gekommen war, verſtand die letzte Rede falſch. Er trat
mit ritterlicher Jntention einen Schritt näher und ſagte
tröſtend: „Doh brauchſt de net z'kränka'! ih ka' d'r ſcho' a
nuis kohfa!“ Das gab ihm bei dem Mädchen den Reſt.
Wahrhaft beleidigt riß ſie ihm den Fetzen aus der Hand und
rief: „So viel Geld hab' e no übreng, um mir a nuis Hals-
tuch z'kohfa! J brauch net von dir, du oefältenger Menſch!“

Sie wandte ſich raſch ab und ging fort.
Michel ſtand verdutzt. Er hatte eine dumpfe Ahnung,

daß er doch nicht ganz richtig gehandelt haben könnte. Ein

Aerger erhob ſich in ſeiner Bruſt über ſein Unglück, über
die Hitze der Gret, über das Mißgeſchick, das ihn überall
verfolgte. Jndem er nachdenken wollte, fühlte er, daß ihm
heute auch das Denken nicht mehr geriete. Er ſpürte eine
ziemliche Mattigkeit in ſeinen Gliedern, ſetzte ſich auf ein
Felsſtück und überließ ſich der formloſen Bewegung ſeiner
unmutsvollen Seele. Endlich erhob er ſich raſch und ttat
den Rückweg an; er wollte doch ſehen, wie's ſtehe und was
zu tun ſei!

Als er an ſeinen Tiſch trat, waren der Maurer und die
Gret ſchon fort; Kaſpar erwartete ihn, unwiſſend, was er
denken ſollte, und höchſt neugierig, was denn paſſiert ſei.
Die Gret ſei zurückgekommen, ſehr ernſthaft und ärgerlich,
und habe erzählt: ſie hätte ihren Fürwitz gebüßt, ſie wäre
in einer Grub am Felſen hingegangen und ein ſſpitziger
Stein hätte ihr das Halstuch zerriſſen. Er, Kaſpar, habe
nicht begreifen können, wie das zugegangen ſei, und nach
ihm, dem Michel gefragt; worauf ſie zur Antwort gegeben,
ſie wiſſe nicht, wo er hingelaufen ſei. Dann habe ſie an
ihrem Vater getrieben, ſie müßten nach Hauſe, ſie habe noch
etwas herzurichten auf morgen früh und der Maurer ſei
mit ihr fortgegangen. „Was hot's denn geba'?“ rief der
gute Burſche zuletzt mit dem Anteil eines Freundes, der das
Seine getan. „Send'r (ſeid ihr) oeneng woara'n oder“

„Jo,“ rief Michel mit dem Humor der Verzweiflung,
„oeneng! Aus iſch!“ Kaſpar fuhr empor. „Wasl
aus?“ „Aus,“ erwiderte Michel, „wie'n e der ſag!“

„Aber wie hot's denn ganga“? So erzähl m'r doch!“
Unſer Burſche war gedrückt von dem Unſtern, den er

gehabt, von dem Unwillen, der in ſeiner Seele emporſchwoll
er mußte ſein Herz erleichtern, und er wollte dem treuen

Kameraden alles vertrauen. Wie er erzählte, daß er in der
Grube über die Gret hinausgelaufen ſei, machte Kaſpar Be
wegungen, als ob er das Gliederreißen hätte. „Nausgloffak“
wiederholte er mit unwilligem Staunen; und den Zorn des

dommer Kerl! Hoſt denn net g'ſeha', was die g'wöllt hot?“
„No, was denn?“ fragte Michel. Und Kaſpar fuhr fort

„Fanga' hättſch (hätteſt du ſie) ſolla' ond d's Maul bätttt
aufdog ſolla', wann's g'hett hättſt. Desdawega hot's de
rausg'foadert!“ Michel war betroffen; die Sache leucht
ihm ein, und nur kleinlaut ſagte er: „Moeſt?“ Ach, i
de!“ rief der Kamerad höchſt verdrießlich. „No,

weiter!“ (Fortſezung

heimiſchen Arbeitskräften an Stelle der mehr oder weniger ganz aus

Gewaltigen riskierend, ſetzte er entrüſtet hinzu: „O du



Theater. Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttyerter Heute Montag, Coſi tutte“, Dienstag

nachmittag gSchneewittchen“, abends geſchloſſen. Die DienstaGaru gelten am Montag, den 28. d. M. Rittwoch,

28 ((1. r m ke v Uhr e Dreimäderlhaus“, aben r „Carmen“, Donnerstag, (2. Feiernachmittags 855 Uhr Woſfahns Erzählungen“, abends 73

Die e von Stambul“ Freitag (3. Feiertag) nachmittags 35
Uhr n, abends 756 Uhr „Die weiße Dame“. Der
Vorverkauf für dieſe drei Feiertage hat bereits begonnen. Sonn-
abend nachmittag „Schneewittchen“, abends „Die verfunkene
Glocke“, Oper von Zöllner. Die Beſitzer von Stammkarten für
Donnerstag, den 26. erhalten auf Wunſch für die an dieſem Tage
angeſetzte Wiederholung von „Die Roſe von Stambul“ Umtauſch-

k

Jm Thallatheater gelangt am Mittwoch, dem 25. (1. Weih-
nachtsfeiertag) Kadelburgs Luſtſpiel „Familie Schimek“ zur Auf-
führung, Donnersta
Vvuſtſpiel von Schönt

Aus der Provinz.
Merſeburg. Der Soldatenrat ſchreibt uns: Zur allgemeinen

Kenntnis und Beachtung wird darauf hingewieſen, daß kein Soldat
das Recht hat, gegen die Dienſtvorſchriften der elektriſchen Außen-
bahn Halle Merſeburg--Müchekn zuwider zu handeln und das
Fahrperſonal in Ausübung ihres Berufes zu hindern. Gefangene,
welche keinen Ausweis vom Soldatenrat ausgefertigt haben, ſind
von der Fahrt grundſätzlich auszuſchließen. Befinden ſie ſich in
Begleitung eines Poſtens, ſo müſſen dieſe Poſten einen entſprechen-
den Ausweis haben. Jeder Soldat hat die Pflicht, das Fahr-
perſonal der elektriſchen Bahn gegen Beläſtigung oder Dienſt-
n zu ſchützen, ſobald das Perſonal dies wünſcht. Wenn

n und Koppel-Ellfeld.

J Soldaten das Fahrperſonal an der Ausübung ihrer Dienſt-
t hindern, und das Fahrperſonal beläſtigen, oder auch die

angenen noch unterſtützen, ſo iſt das Fahrperſonal berechtigt,
Namen und Truppenteil feſtzuſtellen und ſie von der Fahrt aus-

ſchließen. Die betreffenden Soldaten ſehen dann einer ſtrengenKeſtrafeng entgegen.

Es werden in Zukunft an den Endſtationen der elektriſchen
Bahn Doppelpoſten ausgeſtellt, die für ein geordnetes Einſteigen zu
ſorgen haben. Dieſen Anordnungen iſt s weiteres von Zivil-
wie Militärperſonen Folge zu leiſten. Jn die Bahn darf erſt dann
eingeſtiegen werden, wenn die Umrangierung erfolgt iſt. Wider-
ſeſlichkeiten wird mit Waffengewalt entgegengetreten und ſchwer

aft werden.
Bitterfeld. Freitag, den 20. Dezember abends, fand hier im

Bürgergarten die erſte öffentliche Volksverſammlung
der alten ſozialdemokratiſchen Partei ſeit der Revolution ſtatt. Sie
war überaus ſtark beſucht, nahm einen geradezu glänzenden Ver-
lauf und zeigte ſo recht, daß die Arbeiterſchaft Bitterfelds feſt hinter
der alten Partei ſteht. Genoſſe Dreſcher- Halle hielt ein treff-
liches Referat über „Die gegenwärtige Lage und die National-
verſammlung“. Scharf ließ er in ſeinem Vortrage die grundſätzliche
und klare Politik der Mehrheitsſogialiſten in der Pergangenheit und
vor allem jetzt hervortreten. Er trat entſchieden für die National-
verſammlung ein, denn nur durch ſie kommen wir zu Frieden,

reiheit und Brot. Wenn wir durch die Nacht des Welt-
s vorwärts, aufwärts kommen wollen zum Licht, zu menſchen-

würbigem Sein, zu Zuſtänden, die alle befriedigen, dann gebe am10. Januar jeder ſeine Stimme der alten ſooaldegotkanſcher

Partei. Die oft von lebhaften Zuſtimmungsäußerungen unter-
brochenen Ausführungen fanden am Schluſſe ſtürmiſchen Beifall.
Daß die Verſammelten voll und ganz auf dem Boden des Re
ferenten ſtanden, bewies auch, daß niemand von dem Rechte der
freien Ausſprache Gebrauch machte. it einem warmen Appell an
die Anweſenden, Mitglied der alten ſozialdemokratiſchen Partei

Leſer der Volksſtimme zu werden, 2 der Vorſitzende,ne Karl Spengler, die perheigangereite erſammlung.

Bitterfeld. Jn der Nacht zum Sonntag iſt ein am Markt be
findlicher Schaukaſten erbrochen und beraubt worden. Geſtohlen
ſind etwa 20 Männer- und Knabenmützen im Geſamtwerte von
über 200 M. Vor einigen Tagen wurde einem Fabrikboten in der
Kirchſtraße das Fahrrad geſtohlen. Das Rad hat ſchwarzen Rah-
men, Gummibereifung und ſchwarze Felgen mit blauen Stre'ifen.
Am Rahmen iſt der Name „Anilin Nr. 74“ mit weißer Schrift
angebracht. Der Wert des Rades beträgt 200 W. Jn der Nacht

m Dienstag ſind aus einem Wagen auf hieſigem Vahnbofe 6 SackSteſese ſtohlen worden. Die Nachforſchunzen nach den
ſind bisher ohne Erfolg geblieben.
Allerlei Diebſtähle. Jn der Nacht zum Sonntag

iſt in ein Dienſtgebäude auf hieſigem Bahnhof eingebrochen wor
den. Hierbei ſind etwa 30 M. Kleingeld geſtohlen und einige
Kiſten aufgebrochen worden. Ueber den Täter iſt nichts bekannt.

Wegen Unterſchlagung eines blauen Jackettanzuges im Werte
von 500 M. kam der 18 jährige Arbeiter Willy B. von hier zur
Anzeige. B. hat den Anzug bei einem hieſigen Schneidermeiſter
abgeholt und damit das Weite geſucht. Er ſoll außerdem verſchie-
dene Diebſtähle verübt haben. Vor einigen Tagen ſind nachts aus
einem hieſigen Bäckerei-Verkaufsladen 22 Brote, ca 30 M. Geld
und verſchiedene Bezugsſcheine geſtohlen worden. Von einem
Bauplatz in der Aeußeren Bismarckſtraße wurden 8 neue gelb
geſtrichene Fenſter aus einer Baubude gewaltſam heraus-
geriſſen und geſtohlen. Der Wert beläuft ſich auf mindeſtens 150
Mark. In der Nacht zum 5. Dezember ſind aus einem ver
ſchloſſenen Stalle in der Aeußeren Zörbiger Straße 2 Hammel
eſtohlen worden. Die Tiere ſind anſcheinend noch lebend fort

geſchafft worden, da weder Blut noch ſonſtige Spuren vorhanden
waren. Vor 7 Zeit ſind nachts in einer hieſigen Fabrik
mittels Einſteigens 3Treibriemen im Geſamtwerte von 700 M.
geſtohlen worden. Die Treibriemen ſind je 7,4 und 10 Meter lang
und haben eine Breite von 90, 180 und 160 Millimeter.

Bitterfeld. Aus den Verluſtliſten. Die deutſchen Ver
kuſtliſten enthalten aus dem Kreiſe Bitterfeld und deſſen Umgebung

Namen: Preußjiſche Verluſtliſte Nr. 1315: Jnfanterie-
Regiment Nr. 77: Oito Pörſchmann aus Delitzſch, war in der

jetzt Hannover. (Ausgetauſcht.) Jnfanterie- Regiment
Nr. 116: Guſtav Müller aus Löbnitz, in Gefangenſchaft. Vigze-
feldwebel Louis Walter aus Löbnitz, vermißt. fanterie-Regi
ment Nr. 128: Gefreiter Ernſt Seeler aus Roitzſch, leicht ver
wundet. Jäger- Regiment Nr. 11: Max Rabe aus Goltewitz, ver
mißt. Preußiſche Verluſtliſte Nr. 1316: Füſilier- Regiment Nr. 86:
Offigierſtellvertreier Richard Groth aus Schwemſal, leicht ver
wundet. ReſerveJnfanterie Regiment Nr. 86: J Max
Gerhardt aus Zörbig, vermißt. Alfred Küſter aus nitz, ver
mißt. Otto Möbius aus rege vermißt. Jnfanterie-Regi-
ment Nr. 362: Otto Martin aus Wellaune, vermißt. Gefreiter
Guſtav Wötzel aus Friedersdorf, vermißt. Otto Winter aus
Brehna, leicht verwundet Jnfanterie- Regiment Nr. 9094: Willi

angenſchaft.

Riederröblingen. Ein Schaf geſtohlen. Der hie
Landwirt A. Grobe ließ während der Mittagsſtunden ſeine
in dem Grasgarten weiden, der direkt an das Wohnhaus grengt.
Nach kurzer Zeit war ein Schaf verſchwunden, und in dem
Sraben Einwohner, wie zw ver weiſt Soldaten mit
dem Wziehen des Schafes beſchäftigt waren. Durch das plötzli
Herbeikommen von Bewohnern mußten die Soldaten das f
zurücklaſſen und konnten leider unerkannt entfliehen.

Stolberg. Auch in unſerem Orte geht es gewaltig vorwärtsund immex weitere Kreiſe ſuchen Anſchiut bei der alten ſogzial-

demvotratiſchen Pariei, und in immer tiefere e dringt
des Vertrauen zu unſerer Partei. So wurden in letzten
Tagen 70 Abonnenten für die Volksſtimme und r
en gewonnen. Doch weiter geht es an die Arbeit und weitere
folge werden wir erringen.

(2. Weihnachtsfeiertag) „Komteſſe Guckerl“,

Greppin, in Gefangenſchaft. Kurt Seifert aus Delitzſch

e

Genoſſen?
Werbt Mitglieder für die

Gleſien. Sämtliche h Ah be Auf demRittergute wurden binnen drei Wochen ſechs Einbrüche verübt.
Dem Rittergutsgärtner Schreiber wurden in einer der letzten
Nächte ſämtliche Kaninchen im Werte von 500 M. geſtohlen.

Cölleda. Ein furchtbares Los traf die Familie Ole hier. Vier
blühende Kinder im lter von 15--19 Jahren ſtarben in kaum
10 Tagen an der Grippe.

Eilenburg. Der Mörder des Soldaten Thielicke
eſt genommen. Jn der Mordſache an der Sommerſchen Ab
ckerei, der am 12. Dezember, abends zwiſchen 9 und 10 Uhr der

Soldat Thielicke zum Opfer fiel, hat die Polizei auf Grund der
ſofort angeſtellten Ermittlungen als Täter den 25 jährigen Ab-
deckereigehilfen Wilhelm SchäferSchüßler, geboren in Nordhauſen,
ſeit etwa 136 Jahren ohne feſten Wohnſitz, ermittelt. Schäfer
ſcheint mit dem von den ſächſiſchen Behörden geſuchten und jetzt
feſt genommenen Raubmörder Alfred Schüßler identiſch zu ſein,
denn die hotographien Schüßlers, die man einigen hieſigen Per-
ſonen vorgelegt hat, ſind von ihnen dahin bezeichnet woroen, a
es derſelbe Mann ſei, der ſich am Tage des Mordes und au
einige Tage vorher ſchon hier in der Nähe herumgettieben hat, auch
in der Abdeckerei ſelbſt geweſen iſt.

eyerode (Eichsfeld). „Los von Berlin Nach einer Rededes e önig über die Forderung des Tages: „Los von Ber
lin!“ nahm hier eine ſtarkbeſuchte Verſammlung eine Reſolution an,
in der es heißt: 1000 Männer und en des Eichsfeldes ſprechen
der gegenwärtigen ſog. Regierung in Berlin ihr ſchärfſtes Mißtrauen
aus. Das chriſtliche Volk des Eichfeldes iſt nicht mehr imſtande, ſich an
die Berliner Regierung zu halten. Es erſtrebt ſeine vollkommene Selb
ſtändigkeit in völliger Unabhängigkeit von Berlin und in Verbindung
mit der großen weſtdeutſchen Republik, beſtehend aus Rhein
land und Weſtfalen. Gut gebrüllt, Herr Pfarrer! Der erſte Schritt
iſt getan, der zweite wird ſein, daß das „chriſtliche Volk des Eichsfeldes“
ſich einen Präſident wählt und verſucht, die „neue Republik unter
franzöſiſche (oder engliſche?) Oberhoheit zu ſtellen. Das ſind unſere
Patrioten von geſtern, denen es nicht Blutopfer genug koſten konnte,
damit ja kein Stück deutſchen Landes, nicht einmal Belgien mehr,
unſeren Feinden zufallen durfte.

Gewerkſchaftliches.
Der Metallarbeiterverband in Friedensſtärke.

100 000 weibliche Mitglieder.
Metallarbeiterverband hatte nach den Feſtſtel

lungen ſeiner Statiſtiſchen Abteil am 1. Dezember 113 950 weibliche
Mitglieder. Die Zahl der männlichen Mitglieder betrug zur ſelben
Zeit 447 656. Das erxgibt eine Geſamtzahl von 561 606. Damit iſt
ungefähr die Friedensſtärke des Verbandes wieder erreicht, es fehlen
nur noch rund 3000. Aber wie anders iſt die Mitglied erſchaft zu
ammengeſetzt als vor dem Kriege. Jm Juli 1914 hatte der Deutſche

etallarbeiterverband 533 514 männl. Mitglieder und nur 28 195 weib
liche. Die Zahl der weiblichen Mitglieder ha ſich alſo nahezu vervierfacht.
Die Zahl der männlichen Mitglieder wird noch weſentlich wachſen, da
natürlich noch längſt nicht alle organiſſerten Metallarbeiter aus demHeeresdienſt Lntlaſſen nd. Aber die große Zahl von Metallarbeiterin

nen und weiblichen Mitgliedern des Metallarbeiterverbandes dürfte
wohl bleiben. Jnsgeſamt wird der Metallarbiterverband am. s

um Zehntauſende von Mitgliedern größer ſein als vor ſeinem
eginn.

SK. Der Deutſ

Vermiſchtes.
ml. Die K er Hafenerweiterung. Mit Rückſicht auf die

erwartende ſtarke Steigerung des Schiffsverkehrs nach dem Kriegepe man ſchon vor längerer Zeit eine Erweiterung des Hafens von

openhagen in Angriff genommen. Die Arbeiten umfaſſen 89 Hektar
Land, d. h. mehr, als der jetzige Freihafen umſoa ie Erweiterung
des Freihafens, die bald beendet ſein ſoll, umfaßt eine neues Hafen
becken von 95 Meter Tiefe, 120 Meter Breite und 600 Meter Länge.
Die Kais ſind 1060 Meter eng Für dieſe Anlage allein müſſen
134 Millionen Kubikmeter Erde bewegt werden. Der alte Hafen wird
gleichfalls beträchtlich erweitert. Auch er erhält neue Kais, Jnduſtrie
anlagen uſw. Alle dieſe Arbeiten ſollen im kommenden Frühjahr fertig
ſein. Die Koſten belaufen ſich auf 6 Millionen Kronen,

Die metriſche Eintkeiln Es iſt beſtimmt worden, daß das Meter
als Grundlage für alle Maße und Gewichte vom 21. Auguſt 1921 an
gelten ſoll eine ziemlich lange Uebergangszeit und vom 1 Januar
1925 an ſind alle andern Maße in Rußland verboten Frankreich
hat das metriſche Maß im Jahre 1800 eingeführt, Deutſchland am
1. Januar 1872, alſo kurz nach r Deutſchen Reiches. Bis
jetzt waren England und Rußland die einzigen Großſtaaten Europas,
die nicht nach dem Meter rechneten. Wann wird England als letzter
Staat folgen und auch die metriſche Berechnung einführen, ſo daß in
ganz Europa die Längenmaße einheitliche ſind?

Bekanntmachung,
betreffend die Entrichtung der A und Luxusſteuerber e 4 lerAuf Grund des F 17 Abſatz 1 des UmſatzSteuer Geſetzes vom

26. Juli 1918 und der F8 45 und 51 der Ausführungsbeſtimmungenh e eneinen n 2ichteten gewerbetreibenden Perſonen. ſellſ nderſonenvereinigungen im Stadtkreis Halle B. 7
ſchriebenen Erklärungen über den Gefamtbetrag der ſteuerpflichtigen
E e im 1918, das iſt fär die Jeil vom 1. Auguſt bis 31. De

1918, 1ſpäteſtens Ende Januar 1919 dem unterzeichneten

ſatzſtruer per

Ri. Sleinſtrahe 6, III, Zimmer 126,
ſchriftlich ureichen oder die erforderli A unterder für die 5 v uan Amtsſtelle mündlich zu machen.

Als r Gewerbebetri-b gilt auch der Betriebs der
Land und der r T ſcherei und des Gartenbaues ſowie der Bergwerkbetrieb. der Gewinnerzielung

meee geſetzes. nge er rzte,ſtler uſw.) ſind nicht ſteuerpflichtig.
Das unterwirſt neben den Lieferungen

ſonſtige der Umſaßſteuerpflicht. Die der Hand
werker, raturanſtalten, Bücherreviſoren, Probe
nehmer, Kommiſſionäre, Dentiſten, Rechtskonfulenen, Abvermieter ſider, Konzert, Theater Lichtbühn Unter
nehmer ſind ſomit umſagtſteuerpflichtig.

Die wird auch wenn und ſowen die ſteuerpflich
87 Perſonen uſw. aus dem Betriebe zumoder verbrauch entnehmen. Als Preis e in letzterem

e ehe u den v ntnen vonwerVon der V er ſind Perſonen uſw.

Ug die Erklärung über

zu Steuerfreiheit iſt jedoch zur Ver.

ſ e ader Erklärung zieht eine Ordnungsſtrafe bis

über die in Anſp
W

zu 150 M. noch ſh.
Das Um aßzfleuergeſetz bedroht denjenigen, der über den Betrag

der Entgelke en unrichtige Angaben macht und vorſätzlich die
Umſatzſteuer hinterzieht oder inen ihm nicht gebührenden Steuervor-
teil mit einet Geldſtrafe bis S 20ſachen Betrage der ge
ährdeten oder hinterzogenen Steuer. nun dieſer Steuerbetrag nicht

ſtgeſtellt werden, ſo tritt G. Idſtrafe von 100 M. bis 100 000 M. ein,
Der Verſuch iſt ſtrafbar.

Jur der ſchriftlichen Erklärung ſind nur die amllichen
Vordrucke zu verwenden. Sie werden den Steuerpflichtigen, ſoweit

T bekannt ſind, c bis zum 10. JanuarBeſitze eines Vordruckes einen ſolchen der
Steuerſtelle abzuſordern. Umſatzſteuerpflichtige ſind zur Abgabe einer
Erklärung auch dann verpflichtet, wenn ihnen Formulare nicht zugeſtellt

Die Abgabe der Erklärung kann im übrigen durch nötigenfalls zu
wiederholende Gldſtrafen erzwungen werden, unbe t der Befug,
r des Umſatzſteueramtes, die Veranlegung auf Grund ſchätzungs-

r Ermittelung vorzunehmen.
Sämtliche Umſatz Steuerpflichtige werden nochmals auf die in dem

15 Umſatz-Steuer- Geſetzes und in den t 23 bis 36 der Aus,
ührungsbeſtimmungen gegebenen Vorſchriften über die Aufzeichnungs.

und h hingewieſen.Dieſelben Beſteuerungen gelten für das zur Entrichtung der Um
ſatſtener auf Lu ſtände verpflichteten gewerbetreibenden Per,
ſonen, Geſell chaften und ſonſtigen Perſonenvereinigungen im Stadtkreis
e Die Erklärung über den Geſamtbetrag der ſteuerpflichtigen

elte im Monat Dezember 10918 iſt Gpenfalls bis Ende Januar
1919 bei der unterzeichneten Steuerſtelle abzugehen.

Die Auffo zur Abgabe der Luxusſteuer- Erklärungen wird
nicht allmonatlich wi die Sleuerpflichligen haben vielmehr künf

der ſteuerpflichtigen Entgelie
h Kalendermongts unaufge

j Monalks im Laufe
fordert abzugeben.

Halle, den 20. Dezember 1918.
Umſatzſteueramt für den Slkodkkreis Halle.

m. 7
Bekanntmachung.

Neuanmeldung zur Kundenliſte bei den Roßfileiſchhändlern.

Zum Zwecke einer Neuregelung des Verbrauchs von Pferdefleiſch
wird folgendes angeordnet:

Dieſenigen Haushalte, welche in Zukunft Pferdefleiſch kaufen wol
en ſich bei einem der nachſtehend aufgeführten Roßfleiſchhändler

undenliſte anzumelden.
Johannes Thurm, Glauchger Straße 79; Auguſt Thurm, Reil-

ſtraße 10; Hermann Böhlert, Glauchaer Straße 75; Hermann Quandt,
Lange Straße 21; Max Zaubitzer, Steinweg 52; Karl Weimich,
Böllberger Weg 30; Hermann Müller, Pfännerhöhe 41; Karl Alsleben,
Reilſtraße 23; Auguſt Puppe, Gr. Steinſtraße 67; Hermann Knäuſel,
Bechershof 6; Wilhelm Zörner, Triftſtraße 22; Kurt Deut2, Ludwig.
Wucherer-Straße 3; Otto, Ludwigſtraße 16; Max Neutſch, Mere-
burger Straße 106; Fritz Heſſe, Beeſener Straße 49; Strauß, Kl.
Ulrichſtraße 1; Wilhelm Kuhnt, Landsberger Straße 4; Albert Frönicke,
Trothaer Straße 38; i Marktplatz (Roter Turm); Frau Meztze,
Schmiedſtraße, Artur Holland, Torſtraße 43, Paul Strömer, Kl. Sand-
berg 14, Anna Schröter, Gr. Brunnenſtraße 7.

len,
zur

Zur Entgegennahme der Anmeldungen werden die bezeichneten
gehe onigg, dem 23. und Diensigg, dem 24. Dezember ge
ö

Die Anmeldungen müſſen in e nder Weiſe erfolgen.Die Kunden legen dem Roßf eiſhhandler, von dem ſie Pferde

fleiſch beziehen wollen, an einem der genannten Tage Lebens

n r welche ſie Neer

die Warenbezugsmarke 255 desbeziehen wollen X ſcheines19 dem Raßfleiſchhäudle Der Ro a ägt dieſich Mekdenden in ſeine a liſte ein. Bei w. die
der zu dem Haushalte gehörigen Perſonen, für weiche Pferde

ei werden ſoll und die höchſtens der ſich aus dem Lebens-
mittelſchein in Verbindung mit den abgegebenen Warenbezugsſchein
marken ergebenden Zahl gleichkommen darf, zu vermerken, wobei die

e ſeigt z e e ähn ſchhändler durch Aerfolgte ung n oßflei Aufdruck ihres Firmenſtempels auf der Innenſeile des Leben
an der dafür vorgeſehenen Stelle unter ügung der Nummer der
Kundenliſte erſichtlich.

chniſſe, in denen dieEine Abſchrift der Kundenver Perſonenzahlen 37 aufzurechnen ſind, die Roßfleiſchhändler bis ſpä
teſtens nabend, den 28. Dezember 1918, an das dternährungs
amt, Abteilung IV, abzufiefern. Gieichzeilig haben ſe die bei ihnen

abgegebenen hderten ndell, im verſchlo verſehenen Umſchlag h
Sollten bei einem Roßfleiſchhändler mehr als 1500 Haushalte ſich

anmelden, ſo behält ſich der Magiſtrat vor, die darüber hinaus ange
meld ten Kunden einem andern in derſelben Stadtgegend wohnenden
Roßfleiſchhändler zuzuweiſen.

Wer ſich nicht aumeldel, kann vorläufig kein t
Die Roßfleiſchhändler dürfen nur an die bel haen unden

er liefern. Eine bei den

welche hrem bisherigen

Halle, den 21. Dezember 1918.

Bekanntmachung.
Neun des

Die A von
rrade auf die Re

ſein, als die

Der Magſſtrel.

vwird e
e Michsfle e veratſeig d

ene Menge von Schiachtviehfleiſch.

er r von Re

n die feſtgeſetzie Menge vo

liſte anweſden und
meinen Pferdefleiſch wöch entnehmen wollen.

Halle, den 21. Dezember 1918. Der Magjſtrot.

Bekanntmachung.
Hausſchlachtungen

amts bis
31. Dezember d. J.

vorgenommen
fällen Ausnahmen zugelaſſen worden ſind.en ſind bis en ceitag, den 27. Dezem

ungsamt, Abteilung IV, ſch unter Angabe des ungefähren
Haushaltungsange

enigenbei denen die Geſamth r Aalenderjahr

e a n e Saiahitſetes und der doh der
zu ſtellen.

Halle, den 21. Dezember 1918. Der Magiſtrat

h

Ro in Jn wird nſt nur ſelen werden

Vorlegung

diewird, wird ine

n

zu entn Es iſt aber d da die7 re b wen h e a

Hausſchlachtungen müſſen nach Anordnung des Reichsernährung

ſein, wenn nicht durch beſondere Umſtände in Eine
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